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EINLEITUNG. 


1.    Ursachen    der    mitteleuropäischen  Wirtschaftskrise. 

Die  Krise,  weiche  das  Wirtscliaftsleben  der  mittel- 
europäisclien  Staaten  in  den  Wurzeln  angegriffen  und  sogar 
die  politische  Konsolidierung  dieser  Staaten  unmöglich  ge- 
macht hat,  wurde  durch  einen  ganzen  Komplex  veranlassen- 
der Ursachen  herbeigeführt.  Der  Krieg  selbst,  der  den  gesun- 
den Teil  der  männlichen  Bevölkerung  Europas  für  eine  so 
lange  Zeit  der  produktiven  Arbeit  entrissen  und  zugleich  den 
Verbrauch  bei  irrationeller  Verwendung  der  Güter  so  sehr 
gesteigert  hat,  bildet  geradeso  nur  mit  eine  der  Ursachen  der 
eingetretenen  Zustände,  wie  es  z.  B.  auch  die  während  des 
Krieges  befolgte  Wirtschaftspolitik  der  Regierungen  der 
kriegführenden  Staaten  ist,  eine  Politik,  welche  sich  die  zur 
Kriegführung  nötigen  Materialien  dort  holte,  wo  sie  eben  zu 
haben  waren,  unbekümmert  darum,  dass  der  Verbrauch  von 
Gütern,  die  bestimmt  sind,  Zwecken  des  produktiven  Kapitals 
zu  dienen,  unvermeidlich  zu  einer  ständigen  Abnahme  der 
Produktion  führen  muss. 

Die  Regierungen  der  kriegführenden  Länder  steuerten 
nur  auf  ein  einziges  Ziel  los:  auf  die  Herbeischaffung  all 
dessen,  was  zur  Kriegführung  erforderlich  war.  Hieraus  erklärt 
sich  eine  fortwährende  Verteuerung  von  Artikeln  des  allge- 
meinen Bedarfes,  diees  der  Beamtenschaft  und  Arbeiterschaft 
nachgerade  unmöglich  gemacht  hat  des  Lebens  Notdurft  zu 
fristen,   wobei   es   bald   zu  einer   Gefährdung   des   sozialen 


Friedens  gekommen  wäre,  so  dass  die  Bestrebungen  der 
Zivilbehörden,  dieser  Teuerung  durch  eine  Maximierung  der 
Preise  zu  steuern,  vergebliche  bleiben  mussten,  da  die  mit 
dem  Einkauf  für  das  Militär  betrauten  Organe  die  Produzenten, 
direkt  aufgesucht  haben,  um  ihnen  spontan  Preise  anzubieten, 
die  höher  waren,  als  die  durch  die  Zivilbehörden  festgesetzten 
um  solcherart  eine  neue  Schichte  von  Gütern  zum  Vorschein 
zu  bringen.  Da  es  aber  eine  erfahrungsmässige  Tatsache  ist, 
dass  die  Wirkung  der  höheren  Preise  stets  nur  eine  gewisse 
und  zwar  kurze  Zeit  anhält  und  es  späterhin  immer  weiterer 
Preiserhöhungen  bedarf,  um  neue  Güter  herbeizuschaffen, 
hat  die  Sicherstellung  der  Militärgüter  zu  einer  systematischen 
Preisverteuerung  geführt,  die  allein  die  Möglichkeit  bot,  die 
benötigten  Güter  aus  den  verborgensten  Winkeln  hervorzu- 
locken.  So  kam  es  allmählich  zu  einer  Entleerung  der  Wirt- 
schaften und  Magazine,  ja  sogar  der  privaten  Haushaltungen 
und  an  die  Stelle  der  verbrauchten  Güter  traten  die  durch 
den  Staat  in  wachsenden  Mengen  in  Verkehr  gesetzten  Bank- 
noten. Nun  war  es  aber  nicht  möglich,  für  diese  Banknoten 
neue  Produktionsmittel,  Maschinen,  Tiere  oder  Rohstoffe  zu 
erwerben,  so  dass  die  Landwirte  und  Fabrikanten  trotz 
der  Zunahme  ihres  Barbesitzes  immer  ärmer  geworden 
waren. 

Nachdem  dieses  Wirtschaften  fünf  Jahre  hindurch  ange- 
dauert hatte,  ging  der  Krieg  zu  Ende.  Für  Europa  gab  es  ein 
Mittel  der  allmählichen  Gesundung:  die  sofortige  Rückkehr 
zur  alten  produktiven  Wirtschaft  bei  grösster  Sparsamkeit  im 
Güterverbrauch.  Statt  dessen  sind  überall  politische  Wirren 
und  Revolutionen  entstanden  und  —  weit  entfernt  von  einer 
normalen  Produktion  —  kam  es  zu  einer  noch  ungesünderen 
Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  und  zu  einem  noch  irratio- 
nelleren Verbrauch.  Wäre  der  Friede  sofort  geschlossen  und 
hiedurch  wenigstens  der  politischen  Unsicherheit  ein  Ziel 
gesetzt  worden,  so  hätte  es  vielleicht  noch  gelingen  können, 
die  Katastrophe  Mitteleuropas  abzuwenden.  Indes  haben  sich 
die  Friedensverhandlungen  jahrelang  hingezogen,  das  Schick- 
sal ganzer  Landesteile  blieb  lange  Zeit  hindurch  in  der 
Schwebe,  es  ist  daher  kein  Wunder,  wenn  in  keinem  einzi- 
gen Lande  jene  Zustände  eingetroffen  sind,  die  der  Mensch- 


heit  eine  sukzessive  Rückkehr  zur  Alltagsarbeit  ermöglicht 
hätten.  Auch  die  grossen  unfruclitbaren  Ausgaben  des  Staates 
haben  keineswegs  abgenommen,  hatte  doch  fast  jedes  einzelne 
Land  irgend  etwas  zu  befürchten,  oder  gar  das  Streben  nach 
Neuerwerbungen,  so  dass  es  gezwungen  war,  je  nach  dem 
zu  verfolgenden  Ziele  sich  für  die  Abwehr  zu  rüsten  oder 
auf  den  Angriff  vorzubereiten.  Unter  solchen  Umständen 
musste  es  zu  einer  weiteren  Entartung  des  Wirtschafts- 
lebens und  zu  einer  Verallgemeinerung  der  Krise  kommen, 
deren  Abschaffung  lediglich  mittelst  gemeinschaftlicher  Arbeit 
sämtlicher  Länder  erhofft  werden  konnte.  Ein  solches  Ein- 
vernehm.en  aber  war  in  der  allgemeinen  politischen  Lage 
Europas  und  angesichts  der  unter  den  Völkern  künstlich 
geschürten  Gehässigkeit  ganz  undenkbar. 

Amerikanische  Volkswirte  waren  es,  die  Europa  zu 
allererst  auf  die  Gefahr  aufmerksam  gemacht  haben,  die  alle 
Staaten  bedroht,  wenn  eine  Politik  der  Gehässigkeit  und  der 
Zergliederung  in  einem  grossen  Teile  Europas  die  Ent- 
wicklung eines  normalen  Wirtschaftslebens  auch  weiterhin 
hindert.  Sie  wiesen  darauf  hin,  dass  der  fünfjährige  Welt- 
krieg mit  Verwüstungen  einherging,  deren  Folgen  sich  kein 
einziger  Staat  entziehen  kann.  Die  Völker  der  Siegerstaaten 
konnten  sich  indes  nicht  sofort  mit  dieser  objektiven  Wahrheit 
befreunden,  schenkten  vielmehr  ihren  Politikern  Gehör,  die 
schon  während  des  Krieges  die  sinkenden  Geister  der 
Bevölkerung  mit  der  Verheissung  zu  beleben  suchten,  der 
Feind  müsse  nach  erfochtenem  Siege  für  alles  Schaden- 
ersatz leisten ;  diese  Politiker  verfolgten  ihren  Standpunkt 
auch  nach  dem  Kriege  und  forderten  von  dem  besiegten 
Gegner  Kriegsentschädigungen,  die  dessen  Leistungsfähigkeit 
weit  überstiegen.  Leider  zeigt  sich  der  Niederschlag  dieser 
Politik  auch  in  den  Friedensdokumenten,  die  der  Wirtschafts- 
lage der  einzelnen  Länder  überhaupt  nicht  Rechnung 
tragen.  Die  Länder,  deren  Wirtschaft  so  eben  von  einem  so 
schweren  Schlag  getroffen  wurde,  fielen  natürlich  einer 
weiteren  Entkräftung  anheim  und  waren  unfähig,  den 
ihnen  auferlegten  Verpflichtungen  gerecht  zu  werden.  Was 
ihnen  gewaltsam  weggenommen  wurde,  das  verschlangen  die 
Spesen. 


Ganz  besonders  tiefgreifend  war  der  Niedergang  des 
Wirtschaftslebens  der  gewesenen  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  deren  Völker  inmitten  desDebacles,  der  dem  Kriegs- 
ende gefolgt  war,  ihre  Lage  derart  verbessern  zu  können  glaub- 
ten, dass  sie  die  Solidarität  einander  gegenseitig  versagten 
und  die  Verantwortung  für  den  unglücklichen  Ausgang  des 
Krieges  auf  die  übrigen  Völker  der  gewesenen  Monarchie 
abzuwälzen  suchten,  was  ja  psychologisch  auch  erklärlich  ist, 
ebenso  wie  der  Umstand,  dass  die  Jahrhunderte  hindurch 
unterdrückten  nationalen  Empfindungen,  plötzlich  aller  Fesseln 
frei  geworden,  sich  rücksichtslos  zur  Geltung  zu  bringen 
suchten.  Indes  wurde  die  Lage  dieser  durch  tausend  Fäden 
mit  einander  verbundenen  Länder  dadurch,  dass  sie  den 
Ausweg  aus  dem  Chaos  nicht  mit  vereinten  Kräften  gesucht 
hatten,  nur  verschlimmert. 

Die  herannahende  grosse  Gefahr  einer  Verelendung 
Europas  blieb  den  Scharfsichtigen  keineswegs  verborgen. 
In  den  Ländern  der  Sieger  dämmert  allmählich  die  Erkentnis 
auf :  wenn  man  den  besiegten  Völkern  nicht  die  Möglichkeit 
einer  neuerlichen  Produktion  bietet,  so  werde  nicht  allein 
die  Kriegsentschädigung  zunichte,  sondern  man  werde  den 
späterhin  in  Elend  geratenen  Völkern  direkte  Hilfe  gewähren 
müssen.  Mit  der  auf  Solidarität  fussenden  Gefühlswelt  des 
XX.  Jahrhunderts  ist  es  ganz  unvereinbarlich,  dass  man  ruhig 
zusehe,  wie  die  Frauen  und  Kinder  in  ganzen  Ländern  Europas 
Hunger  leiden  und  Tausende  Kranke  mangels  Arzneien  zu- 
grunde gehen.  Dieselben  Länder,  die  diese  Zustände  herbei- 
geführt hatten,  organisierten  Hilfsaktionen  zur  Linderung  des 
Elends.  Dies  war  ein  Gebot  nicht  allein  der  menschlichen 
Solidarität,  denn  das  Wirtschaftsleben  ist  ein  derart  orga- 
nisches, dass  keine  europäische  Konsolidierung  denkbar  ist, 
wenn  bei  den  besiegten  Völkern  die  elementaren  Voraus- 
setzungen des  Lebens  auch  weiterhin  fehlen. 

2.  Industrielle  Krise  des  Westens. 

Droht  der  Konstitution  des  Menschen  irgendwelche 
schwere  Krankheit,  so  wird  er  durch  die  Natur  oft  mittelst 
einzelner  Symptome  an  das  Herannahen  der  Krankheit  ge- 


mahnt.  Einen  solchen  Wink  erhielt  Europa  in  jener  Wirtschafts- 
krise, die  sowohljn  den  während  des  Krieges  neutral  gebliebenen 
Staaten,  wie  in  den  Siegerstaaten  gleicherweise  zu  beobachten 
ist.  Im  Anfang  wurde  die  Krise  für  eine  vorübergehende 
gehalten,  die  vom  Kriege  zum  Friedenszustande  hinüberleitet. 
Indes  wartete  man  vergeblich  auf  eine  Besserung  der  Lage. 
Die  Anzahl  der  Arbeitslosen  der  grossen  Industriestaaten  des 
Westens  nahm  fortwährend  zu,  die  Fabriken  und  Industrie- 
anlagen waren  genötigt,  ihre  Betriebe  in  wachsendem  Aus- 
masse einzuschränken,  weil  sie  ihre  Erzeugnisse  nicht  ab- 
setzen konnten.  Bald  griff  die  Krise  auf  das  Gebiet  des 
Handels  über,  dann  kam  es  zu  einem  Stillstande  in  den 
Funktionen  der  Verkehrsunternehmungen  und  schliesslich 
wurde  das  gesamte  Wirtschaftsleben  in  seinen  Grundfesten 
erschüttert.  Anfänglich  glaubten  die  Fabrikanten,  durch  eine 
Ermässigung  ihrer  Gewinnansprüche  dem  Übel  steuern  zu 
können,  ja  sie  verzichteten  späterhin  auf  jeden  Nutzen,  um 
den  Betrieb  schlecht  und  recht  aufrechthalten  zu  können. 
Als  all  dies  nichts  half,  forderten  sie  von  ihren  Regierungen 
einen  angemessenen  Zollschutz.  Selbst  England,  seit  Jahr- 
hunderten eine  traditionelle  Stätte  der  Freiheit  des  Wirtschafts- 
lebens, Hess  sich  zur  Schaffung  eines  „Dumping"  Gesetzes 
herbei,  das  sich  offen  zu  dem  Standpunkt  bekannte,  die 
heimische  Industrie  könne  gegenüber  der  Konkurrenz  der 
industriellen  Länder  mit  devalvierter  Valuta  nur  durch  spezielle 
Zölle  geschützt  werden. 

Natürlich  war  auch  diese  Massnahme  nicht  geeignet, 
die  Krise  zu  beheben,  deren  Wesen  durch  die  angewendete 
Arznei  gar  nicht  berührt  wurde.  Ist  doch  die  Industrie  Eng- 
lands, soll  sie  nutzbringend  betrieben  werden,  auf  den  Konsum 
der  ganzen  Welt  angewiesen:  ein  Zustand,  wie  er  sich  im 
Laufe  einer  Jahrhunderte  alten  Evolution  herausgebildet  hat. 
Nun  kann  aber  der  Zollschutz  höchstens  den  Binnenkonsum 
sichern,  der  aber  nur  einen  sehr  geringen  Teil  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Fabriken  bindet.  Die  befangenen  Politiker  mögen 
einstweilen  fortfahren,  die  nationalen  Empfindungen  zu 
schüren  und  laut  verkünden,  man  möge  Deutschland  gegen- 
über nicht  locker  lassen,  sondern  es  womöglich  noch  mehr 
zugrunde  richten,  aber  die   ernsten   Volkswirte  sehen   heute 
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schon  klar,  dass  es  nur  einen  einzigen  Weg  gibt,  der 
aus  der  Krise  herausführt:  man  muss  sämtliche  Völker 
in  den  Stand  setzen,  all  das,  was  sie  brauchen,  wieder  kaufen 
zu  können.  Zum  Schein  handelt  es  sich  hiebei  nur  um  jene 
Völker,  die  sich  heute  mangelhaft  nähren,  schlecht  kleiden 
und  Arzneien  entbehren  müssen ;  in  Wirklichkeit  aber  liegt 
dies  auch  im  Interesse  der  übrigen  Länder,  denn  auch 
England  kann  seinen  Wohlstand  nicht  aufrechthalten,  wenn 
die  Quelle  seines  Wohlstandes,  nämlich  der  Ertrag  einer 
zureichend  beschäftigten  Industrie,  versagt.  Diese  Quelle 
muss  aber  versagen,  sobald  die  Hälfte  der  Bevölkerung 
Europas  nicht  in  der  Lage  ist,  ausländische  Waren  zu 
kaufen.  Die  schlecht  genährten  und  gegen  die  Kälte  kaum 
geschützten  Völker  der  besiegten  Länder  und  die  Masse  der 
Arbeitslosen  in  den  Siegerstaaten :  sie  stellen  Symptome  der- 
selben Krise  dar.  Das  eine  Übel  ergibt  sich  aus  dem  anderen 
und  beide  können  nur  zusammen  behoben  werden.  Die 
Bemühungen '  Englands  und  Frankreichs,  die  Krise,  die 
Arbeitslosigkeit  in  ihren  eigenen  Ländern  zu  beheben,  müs- 
sen vergeblich  bleiben,  denn  die  alleinige  Remedur  der 
industriellen  Krise  der  westlichen  Länder  ist  die  Wieder- 
herstellung der  Kaufkraft  jener  Völker,  welche  die  heute 
nicht  placierbaren  Industrieartikel  benötigen,  diese  jedoch, 
weil  ihnen  das  Geld  dazu  fehlt,  nicht  erwerben  können.  Die 
Behebung  der  Krise  des  Westens  muss  daher  bei  der  Heilung 
der  Krise  der  Donauländer  einsetzen. 

3.  Behebung  der  Krise. 

In  der  Theorie  ist  es  ja  nicht  schwer,  eine  Remedur 
für  die  durch  den  Krieg  und  die  Revolutionen  herbeigeführte 
Krise  der  mitteleuropäischen  Länder  zu  finden.  Die  Menschen 
müssen  eben  arbeilen  wie  ehedem,  ja  sie  müssen  mehr 
arbeiten,  gilt  es  doch,  die  Versäumnisse  so  vieler  Jahre  nach- 
zuholen. Es  ist  dies  eine  Binsenwahrheit,  die  in  vielen 
Volkswirten  und  Politikern  die  Überzeugung  reifen  Hess,  es 
sei  ganz  überflüssig,  einen  Ausweg  aus  der  Krise  erst  zu 
suchen,  denn  die  Arbeit  werde  zur  Behebung  der  Krise 
führen.  Jedermann  möge  nur  arbeiten  und  die   Krise   werde 


von  selbst  aufhören.  Das  ist  {a  auch  richtig,  doch  sehen  wir 
im  pralttischen  Leben  oft  genug,  dass  es  bald  da,  bald  dort 
hapert,  wenn  solche  klar  zutage  liegende  Wahrheiten  sich 
Geltung  verschaffen  sollen.  So  auch  hier.  Denn  es  ist  wohl 
richtig,  dass  die  Wirtschaftskrise  durch  den  A'langel  produk- 
tiver Arbeit  und  durch  den  irrationellen  Giiterverbrauch  ver- 
ursacht wurde  und  ebenso  richtig  ist  es,  dass  ein  Wieder- 
einsetzen der  Produktion  und  eine  Ökonomie  des  Verbrauches 
zur  Behebung  der  Krise  führen  könnte,  aber  das  Übel  liegt 
darin,  dass  unter  den  heutigen  Verhältnissen  weder  eine 
Wiederaufnahme  der  Produktion,  noch  eine  rationellere 
Gestaltung  des  Konsums  möglich  ist.  In  der  Theorie  haben 
daher  jene,  die  in  der  Arbeit  und  Sparsamkeit  eine  Remedur 
der  Krise  erblicken,  gewiss  Recht,  doch  ist  diese  Feststellung 
von  einer  Lösung  der  Frage  noch  weit  entfernt,  ja  sie  bringt 
uns  der  Lösung  nicht  einmal  näher,  denn  die  Produktion 
und  Sparsamkeit  sind  nicht  geringere  Probleme,  als  die 
Krise  selbst ;  wir  dürfen  uns  daher  nicht  mit  der  Feststellung 
dessen  begnügen,  die  Arbeit  sei  im  Verein  mit  der  Spar- 
samkeit die  beste  Arznei  für  die  Krise,  sondern  wir  müssen 
die  Arbeit  auch  ermöglichen  und  die  Sparsamkeit  fördern. 
Treten  wir  dieser  Frage  übrigens  näher. 

Die  Arbeit  hat  ihre  Voraussetzungen :  die  Arbeitslust, 
die  Achtung  der  Arbeit  seitens  der  Gesellschaft  und  eine 
gesellschaftliche  Einrichtung,  welche  die  Arbeit  zu  einer 
Notwendigkeit  macht.  Wie  sind  nun  unsere  Verhältnisse  in 
dieser  Beziehung  beschaffen?  Während  der  Kriegsjahre  war 
der  Lohn  der  Arbeit  für  einen  entsprechenden  Lebensunterhalt 
durchaus  ungenügend.  Die  Beamten  und  Arbeiter  lebten  unter 
den  grössten  Entbehrungen,  denn  das  Geld  floss  den  Kriegs- 
lieferanten und  Kaufleuten  zu. 

Wie  oben  erwähnt,  hatte  die  Heeresverwaltung  ein 
einziges  Ziel  vor  Augen :  eine  möglichst  ungestörte  Ver- 
sorgung der  Heeresbedürfnisse.  Wenn  es  sich  um  Güter 
gehandelt  hat,  die  das  Heer  benötigte,  hat  sich  die 
Heeresleitung  um  die  hohen  Preise  nicht  gekümmert,  ja  sie 
setzte  sich  sogar  über  den  Umstand  hinweg,  dass  sie  bei  den 
Lieferungen  betrogen  wurde.  Eigentlich  hatte  sie  gar  nicht 
die  Zeit,    Kontrolle  zu  üben,    andererseits   hat  sie  auch  eine 
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Stockung  in  den  Materiallieferungen  befürchtet,  wenn  sie  die 
Lieferanten  nicht  im  Glauben  be)ässt,  dass  sie  die  Heeres- 
verwaltung übervorteilen.  Gegenüber  den  Beamten  und  Ar- 
beitern hatte  der  Staat  keinen  Grund  zu  solchen  Befürchtun- 
gen ;  diese  konnten  ja  mit  ihrer  Arbeitskraft  nicht  spekulieren^ 
im  übrigen  aber  war  der  Staat  in  der  Lage,  auf  Grund  der 
Ausnahmsgesetze  frei  über  seine  Bürger  zu  verfügen.  Die  in 
Ämtern  und  Fabriken  angestellt  gewesenen  Militärpflichtigen 
konnten  schon  darum  keinen  Widerstand  leisten,  weil  sie 
sich  dadurch  der  Gefahr  ausgesetzt  hätten,  ins  Feld  rücken 
zu  müssen.  Die  durch  den  Staat  bezahlten  Preise  waren 
daher  nicht  im  gleichen  Verhältnisse  gestiegen.  Der  Preis  der 
Arbeit  (Arbeitslöhne,  Gehälter)  stieg  nur  in  geringer  Propor- 
tion, die  Weizen-  und  Fleischpreise  hingegen  im  höchsten 
Masse.  Der  Gegensatz  wurde  durch  die  Entwertung  des 
Geldes  nur  noch  schärfer  und  diese  Entwertung  war  nur 
eine  natürliche  Folge  der  durch  den  Staat  befolgten  Wirtschafts- 
politik. Um  seine  Lieferanten  befriedigen  zu  können,  musste 
der  Staat  ständig  Banknoten  drucken  lassen,  wodurch  das 
Nationalvermögen  freilich  keineswegs  zugenommen  hat;  im 
Gegenteil:  Hand  in  Hand  mit  der  Zunahme  der  in  Verkehr 
gebrachten  Banknoten  sank  der  Wert  der  Geldeinheit  in  pro- 
portionellem  Masse.  Rein  theoretisch  genommen  war  die 
Vermehrung  der  Banknoten  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Nationalvermögens  eigentlich  irrelevant,  doch  musste  die 
Noteninflation  eine  Änderung  der  Struktur  des  Wirtschafts- 
lebens, wie  sie  sich  im  Laufe  einer  langen  Periode  herangebildet 
hatte,  zur  Folge  haben  und  es  wurden  solcherart  öffentliche 
Zustände  geschaffen,  welche  die  Lust  zur  Arbeit,  die  Achtung 
vor  der  Arbeit  und  die  Notwendigkeit  der  Arbeit  empfindlich 
beeinträchtigt  haben.  Mit  dieser  Feststellung  wollen  wir  uns 
nun  eingehender  befassen. 

In  der  auf  der  Arbeitsteilung  beruhenden  Wirtschaft 
fällt  dem  Gelde  die  Aufgabe  zu,  den  Austausch  der  durch 
die  verschiedenen  Produzenten  hergestellten  Güter  zu  erleich- 
tern. Der  Landwirt  verkauft  seinen  Weizen,  seine  Kuh  für 
Geld,  er  tut  es  in  dem  Bewusstsein,  mit  dem  erhaltenen 
Gelde  jene  Güter  erwerben  zu  können,  deren  er  zur  Befrie- 
digung  seiner  sonstigen  Bedürfnisse    bedarf.    Das    ist    der 
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Kreislauf  des  Geldes,  das  vom  Produzenten  ausgeht  und  zu 
ihm  zurückkehrt  und  auf  diesem  Wege  darf  es  nicht  stecken 
bleiben,  v/eil  dies  die  Gesundheit  des  Wirtschaftslebens  ge- 
fährden könnte.  Unter  normalen  Verhältnissen  könnte  dies 
auch  nicht  geschehen,  denn  es  käme  ja  nicht  mehr  Geld  in 
Verkehr,  als  der  tatsächlich  vorhandenen  Gütermenge  ent- 
spricht. Nun  haben  wir  aber  gesehen,  dass  die  Finanzgebah- 
rung  der  Staaten  während  des  Krieges  diesen  Zustand  ge- 
ändert hat,  denn  die  Regierungen  missbrauchten  ihre  Ver- 
fügungsgewalt über  das  Finanzinstitut,  das  mit  der  Emission 
der  die  Rolle  des  Geldes  spielenden  Banknoten  betraut  war, 
indem  sie  eine  kontinuierlich  zunehmende  Menge  von  Bank- 
noten drucken  Hessen,  die  aber  keine  wirklichen  Werte  dar- 
stellten, denn  sie  waren  ohne  Bedeckung  und  nicht  einmal 
durch  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit  motiviert.  Diese 
Banknoten  hatten  denn  auch  keinen  anderen  Zweck,  als  die 
Betäubung  jener,  die  über  Güter  verfügt  haben.  Der  Geld- 
besitz jener  Leute,  die  über  Güter  verfügten,  welche  die 
Heeresleitung  benötigte,  nahm  denn  auch  stetig  zu. 

Gegenüber  dieser  fortwährend  zunehmenden  Geldmenge 
stand  jedoch  eine  stetig  abnehmende  Gütermenge,  was  folge- 
richtig dazu  führen  musste,  dass  der  Wert  der  Geldeinheit, 
in  Gütern  ausgedrückt,  stetig  abnahm.  Dieses  Resultat  ist 
unausbleiblich,  gleichviel,  aus  welchem  Grunde  das  Mengen- 
verhältnis zwischen  Geld  und  Gütern  wechselt,  denn  das 
Geld  strebt  doch  nach  Geltung,  was  in  einer  der  wachsenden 
Geldmenge  entsprechenden  Konkurrenz  zum  Ausdruck  kommt. 
Diese  Konkurrenz  kam  nun  auch  im  kriegswirtschaftlichen 
Leben  zum  Vorschein  und  sie  hatte  ein  weiteres  Empor- 
schnellen der  Preise  zur  Folge.  Für  die  Besitzer  dieses  durch 
fortwährende  Zunahme  entwerteten  Geldes  war  die  Teuerung 
keine  unerträgliche,  nur  der  Lebensstandard  der  Beamten 
und  Arbeiter  sank  immer  tiefer,  denn  ihre  Kaufkraft  blieb 
die  alte  oder  sie  wuchs  nur  um  ein  Geringes,  so  dass  die 
Preise  des  Mehles,  des  Schuhwerks,  des  Stoffes  etc.  für  sie 
unerschwinglich  hoch  waren.  Das  Leben  jener,  die  vom  Lohne 
ihrer  Arbeit  lebten,  ward  allmählich  zum  Elend  und  wer  irgend- 
wie in  der  Lage  war,  seinen  Beruf  aufzugeben,  hat  es  auch 
getan.  Unter  solchen  Umständen  musste  die  Liebe  zur  Arbeit 


12 

aufhören.  Wozu  taugt  die  Arbeit,  wenn  sie  ihren  Mann  nicht 
nährt?  Die  Noteninflation  hielt  aber  an  und  mit  der  Zeit 
kamen  die  Produzenten  in  den  Besitz  einer  solchen  Menge 
Geldes,  dass  sie  damit  nichts  anzufangen  wussten.  Die  Rück- 
wirkung dieses  Umstandes  auf  die  Produktion  ist  eine  selbst- 
verständliche, denn  sobald  der  Produzent  sieht,  dass  es  sich 
nicht  verlohnt,  zu  arbeiten,  so  arbeitet  er  nicht  mehr  so  wie 
früher,  oder  er  konsumiert  selbst  die  hergestellten  Güter,  er 
lebt  üppiger,  oder  er  bewahrt  den  Überschuss  auf.  Das  war 
denn  auch  in  den  meisten  Donaustaaten  der  Fall. 

Wir  fragen  nun:  dürfen  wir  uns  unter  solchen  Umstän- 
den mit  der  tiieoretischcn  Feststellung  begnügen,  dass  die 
natürliche  Arznei  für  die  Krise  in  der  Produktion  liegt,  wes- 
halb  jedermann  nur  arbeiten  möge,  die  Krise  werde  dann  von 
selbst  aufliören?  Ist  es  nicht  evident,  dass,  woferne  in  den 
Jetzigen  Verhältnissen  kein  Wandel  eintritt,  die  Produktion 
nicht  in  Gang  kommen  wird,  weil  sie  nicht  in  Gang  Iwmmen 
kann  ?  Was  nützt  es  denn,  die  Wichtigkeit  der  Arbeit  zu  pre- 
digen, die  Leute  werden  darüber  nur  sprechen,  ohne  sie  in 
Angriff  zu  nehmen,  insolange  das  Geld  nicht  in  seine  Rechte 
wiedereingesetzt  und  wieder  zu  einem  Tauschmittel  wird, 
von  dem  nicht  mehr  im  Verkehr  ist,  als  zum  Zwecke  des 
Austausches  der  wirklich  vorhandenen  Güter  erforderlich  ist; 
kurz:  die  Geldverhältnisse  müssen  eine  solche  Gestaltung 
nehmen,  dass  es  der  Mühe  wert  und  notwendig  v/erde,  zu 
arbeiten. 

4.  Die  Regulierung  der  Valuta  und  der  Konsum. 

Der  während  des  Krieges  und  der  Revolutionen  statt- 
gefundene gesteigerte  Verbrauch  der  Güter  im  Verein  mit 
der  seit  Jahren  anhaltenden  Abnahme  der  Produktion  machen 
es  zur  gebieterischen  Notwendigkeit,  den  Konsum  sparsamer 
zu  gestalten.  Der  grosse  Verlust  an  Materialien  muss  nun 
einmal  ersetzt  werden,  daher  muss  jedermann  auf  einen 
Teil  seiner  Ansprüche  verzichten;  wir  können  uns  nicht  so 
nähren,  kleiden,  nicht  so  wohnen,  wie  ehedem.  All  dies  er- 
fordert eine  Entsagung,  zu  der  die  Menschen  nur  selten 
freiwillig  bereit  sind.  Die  Mehrzahl  der  Menschen  will  auf 
die  gewohnte  Bequemlichkeit,  auf  den  gewohnten  Wohlstand 
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nur  dann  verzichten,  wenn  sie  durch  die  Verhältnisse  dazu 
gezwungen  werden.  Diesen  Zwang  hat  das  Wirtschaftsleben 
selbst  geschaffen,  u.  z.  durch  die  Teuerung  der  dem  all- 
gemeinen Bedarf  dienenden  Güter.  Alles  ist  teurer  geworden, 
wodurch  verhindert  werden  soll,  dass  jedermann  gerade  so 
lebe  wie  zur  Zeit,  da  alles  in  Hülle  und  Fülle  da  war. 
Somit  ist  die  Teuerung  eine  natürliche  Begleiterscheinung  des 
geänderten  Wirtschaftslebens,  gegen  die  —  wenn  sie  ge- 
rechterweise jeden  Einzelnen  gleicherweise  belastet  —  nichts 
getan  werden  kann  und  auch  nichts  eingewendet  werden  soll. 
Im  Grossen  und  Ganzen  ist  nämlich  der  Preis  der  Güter 
im  selben  Verhältnisse  gestiegen,  in  dem  die  Banknotenmenge 
im  Wettbewerb  um  die  Güter  zugenommen  und  die  Güter- 
menge abgenommen  hat.  Diese  Preissteigerung  bildet  —  ab- 
solut genommen  —  eigentlich  gar  keine  Teuerung,  sondern 
sie  bringt  nur  den  Preis  der  Güter  in  jenem  Gelde  zum 
Ausdruck,  dessen  Wert  sich  eben  geändert  hat.  Der  Geld- 
besitz hat  aber  bei  dem  grösseren  Teile  der  Menschheit 
nicht  zugenommen  und  für  diese  bedeutet  die  erwähnte  Um- 
wertung der  Preise  schon  eine  Teuerung.  Die  anderen  hin- 
wiederum, die  in  den  Besitz  der  während  des  Krieges  in 
den  Verkehr  gesetzten  Banknotenmassen  gelangt  sind,  ver- 
fügen über  eine  solch  grosse  Menge  von  Zahlmitteln,  dass 
sie  jeden  Preis  bezahlen  können.  Die  Harmonie  des  Ver- 
brauches musste  somit  gänzlich  in  die  Brüche  gehen.  Die 
Beamten,  Arbeiter  und  die  kleinen  Kapitalisten  überhaupt 
können  die  Preise  nicht  erschwingen,  so  dass  sie  sich 
schlecht  nähren,  mangelhaft  kleiden  und  in  ungeheizten 
Zimmern  leben  müssen.  Auf  der  anderen  Seite  brauchen 
diejenigen,  die  aus  der  grossen  Banknotenmenge  ihren  Anteil 
bekamen,  auf  ihre  früheren  Ansprüche  nicht  nur  nicht  zu 
verzichten,  sondern  sie  können  im  Gegenteil  besser  leben, 
als  früher  selbst  die  Reichsten  gelebt  haben.  Die  neuen 
Reichen  schätzen  denn  auch  ihr  Geld  beiweitem  nicht  so 
hoch  ein,  wie  jene  früheren  vermögenden  Leute,  die  —  der 
Zukunft  eingedenk  —  eine  vernünftige  Sparsamkeit  beobachtet 
haben  ;  die  neuen  Reichen  befürchten  stets  eine  Devalvation 
des  Geldes,  denken  immer  an  die  Steuern  und  führen  ein 
Dasein  von  Epikuräern. 
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Insolange  dieser  Zustand  anhält,  insolange  wir  die 
Kaufkraft  Jener  Banknotenmilliarden,  die  der  Staat  in 
seiner  durch  den  Krieg  geschaffenen  Notlage  emittiert  hat, 
unberührt  lassen,  können  wir  auch  an  dem  heutigen 
Zustand  des  Konsums  nichts  ändern,  obschon  dieser  für 
den  sozialen  Frieden  bedrohlich  erscheint.  Es  geht  nicht 
an,  einseitig  Sparsamkeit  und  Entsagung  zu  fordern  und  es 
ist  nicht  zulässig,  dass  einzelne  Gesellschaftsschichten  sich 
den  Opfern  der  Entsagung  völlig  entziehen.  Auch  wirt- 
schaftlich ist  diese  Lage  eine  unhaltbare,  weil  der  mit  Geld 
saturierte  Landwirt  seine  Produkte  nicht  mehr  so  sparsam 
verwendet  wie  früher ;  das  Geld,  das  er  für  sein  Produkt 
bekommt,  lockt  ihn  eten  nicht,  er  zieht  es  daher  vor,  das 
Produkt  zu  konsumieren.  Selbst  die  in  schlechten  Verhältnissen 
lebende  städtische  Bevölkerung  will  sich  zu  keinem  Verzicht 
verstehen,  da  dieser  nur  eine  unbedeutende  Ersparnis  er- 
möglicht und  dies  erklärt  den  Umstand,  dass  der  Wohnungs- 
mangel in  den  Städten  nicht  behoben,  ja  nicht  einmal 
gemildert  werden  konnte.  Derselbe  Städter,  der  sich  sehr 
schlecht  nährt  und  seit  Jahren  kein  neues  Kleid  anfertigen 
Hess,  verteidigt  seine  4 — 5  zimmerige  Wohnung  mit  der 
grössten  Zähigkeit,  weil  er  für  diese  —  zufolge  der  Ein- 
schränkung der  Mietzinssteigerung  —  eine  im  Vergleich  zu 
den  heutigen  Wertverhältnissen  verschwindend  geringe  Summe 
bezahlt,  so  dass  er,  im  Falle  er  auf  ein  Zimmer  verzichten 
wollte,  nur  auf  eine  unbedeutende  Mietzinsermässigung 
zählen  könnte.  Würden  wir  die  Preisgestaltung  der  Mietzinse 
ebenso  freigeben,  wie  etwa  der  nicht  minder  wichtige  Weizen- 
verkehr —  ganz  richtigerweise  —  freigegeben  worden  ist,  so 
wäre  es  nicht  nötig,  Wohnungen  zu  requirieren :  die  hohen 
Mietzinse  würden  die  Leute  von  selbst  zur  Sparsamkeit  zwingen. 
Der  Staat  könnte  dann  durch  Erhöhung  der  Hauszinssteuer, 
mit  Hilfe  einer  speziellen  Konstruktion  derselben,  etwa  70—80% 
der  Zinserhöhungen  zu  Gunsten  des  Ärars  sicherstellen. 

5.  Das  valutarische  Problem  und  der  Handel. 

Es  gibt  kein  Land,  das  in  der  Lage  wäre,  all  das,  des- 
sen es  bedarf,  selbst  herzustellen,  ohne  in  irgend  einem  Be- 
lange auf  andere  Länder  angewiesen  zu   sein.    Der    Grund- 
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satz  der  Arbeitsteilung  gilt  auch  im  Verkehr  zwischen  den 
Vollmern  und  die  Leute  widmen  sich  in  allen  Ländern,  schon 
aus  praktischen  Gründen,  hauptsächlich  solchen  Fächern,  die 
unter  den  obwaltenden  Umständen  die  dankbarsten  sind ; 
sie  produzieren  und  fabrizieren  daher  durchaus  nicht  sämt- 
liche Gebrauchsartikel,  beschränken  ihre  Arbeitsenergie  viel- 
mehr auf  jene  Zweige  der  Produktion,  bez.  Fabrikation,  die 
ihnen  anderen  Völkern  gegenüber  irgendwelche  Vorteile 
bieten ;  diese  Zweige  kultivieren  sie  dann  in  gesteigertem 
Masse,  um  mit  Hilfe  des  produzierten  Überschusses  jene 
Güter  erwerben  zu  können,  auf  deren  Erzeugung  sie  ver- 
zichtet haben.  Dieser  Güteraustausch  erfolgt  natürlich  nicht 
unmittelbar,  sondern  das  Geld  spielt  auch  hier  ebenso  wie 
bei  dem  inländischen  Handel  seine  Vermittlerrolle,  ohne 
welche  die  Abwicklung  eines  internationalen  Handels  in  grossem 
Stile  ein  Ding  der  physischen  Unmöglichkeit  wäre.  Der 
Wert,  der  dem  Gelde,  beziehungsweise  den  dessen  Rolle 
spielenden  Banknoten  im  internationalen  Verkehr  zugeschrie- 
ben wird,  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dass  man  dafür  in 
dem  Lande,  wo  sie  im  Verkehr  sind,  tatsächliche  Werte,  also 
die  eigentlichen  Tauschobjekte,  erwerben  kann.  So  wie  diese 
Voraussetzung  hinfällig  wird  oder  auch  nur  der  Schlüssel 
eine  Änderung  erfährt,  gemäss  welchem  das  Geld,  bez.  die 
Banknote  am  Orte  der  Emission  gegen  tatsächliche  Güter 
umgetauscht  werden  kann,  hört  das  Vertrauen  des  auslän- 
dischen Kaufmanns  zum  Geld  auf,  denn  er  weiss  dann  nicht, 
ob  er,  wenn  er  sein  —  einen  tatsächlichen  Wert  darstel- 
lendes —  Gut  für  eine  bestimmte  Menge  Geldes  verkauft, 
für  letzteres  jene  Gütermenge  erlangen  kann,  die  er  anläss- 
lich des  Verkaufes  in  Kalkül  gezogen  hat.  Es  gehört  zum 
Wes2n  des  realen  Handels,  dass  er  auf  genauen  Berechnun- 
gen beruht.  Werden  diese  Berechnungen  durch  die  Verhält- 
nisse unmöglich  gemacht,  so  verliert  der  reale  Handel  seine 
Grundlage. 

Wohl  hört  der  Güteraustausch  zwischen  den  ein- 
zelnen Ländern  auch  dann  nicht  auf,  denn  das  Wirtschafts- 
leben fristet  sich  selbst  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen 
noch  fort,  aber  an  die  Stelle  des  realen  Handels  tritt  dann 
die  Spekulation,  die  stets  mit  den   schlimmsten    Hypothesen 
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rechnet  und  die  einzelnen  Geschäfte  auf  so  grosse  Nutzbe- 
rechnungen basiert,  die  einen  Verlust  bei  noch  so  ungünsti- 
ger Gestaltung  der  Verhältnisse  ausschliessen.  Die  zwischen 
den  ungarischen,  österreichischen,  englischen,  schweize- 
rischen, etc.  Kauileuten  seit  Jahrzehnten  bestehenden  realen 
Verbindungen  sind  zum  Stillstand  gekommen,  denn  v/eder 
die  ausländischen,  noch  die  einheimischen  Kaufleute  sind 
bei  der  gewohnten  realen  Kalkulation  in  der  Lage,  jene  Ris- 
ken  auf  sich  zu  nehmen,  die  in  den  riesigen  Schwankun- 
gen des  zwischen  den  Valuten  bestehenden  Verhältnisses 
gelegen  sind.  Der  ausländische  Kaufmann  oder  Industrielle 
zum  Beispiel,  der  einen  lOVoigen  Nutzen  berechnet,  kann 
seine  Ware  gegen  österreichische  oder  ungarische  Kronen 
nicht  verkaufen,  da  er  die  Erfahrung  machen  musste,  dass 
das  Verhältnis  der  Kronen  zum  Schweizer  Gelde  so  grossen 
Schwankungen  unterliegt,  dass  nicht  allein  der  kalkulierte 
lOVoige  Nutzen  des  Schweizer  Kaufmannes,  sondern  sogar 
sein  investiertes  Kapital  dabei  gefährdet  erscheint.  Er  ist 
daher  gezwungen,  vom  ungarischen  Kaufmann  die  Bezahlung 
in  Schweizer  Valuta  zu  fordern,  in  welcher  er  selbst  die 
Erzeugungskosten  zu  bezahlen  hat  und  die  allein  ihm  eine 
reale  kaufmännische  Abwicklung  verbürgt ;  andererseits  ist 
aber  der  österreichische  oder  ungarische  Kaufmann  ausser 
Stande,  auf  diese  Bedingung  einzugehen,  weil  er  hinwiede- 
rum seine  Ware  gegen  österreichische,  bez.  ungarische 
Kronen  verkauft,  daher  keine  Zahlungsverpflichtung  in  einer 
anderen  Valuta  auf  sich  nehmen  kann,  es  wäre  denn,  dass 
er  von  vornherein  eine  so  hochgradige  Devalvation  seiner 
eigenen  Valuta  in  Rechnung  zieht,  dass  er  sich  auch 
gegen  dieses  Risiko  Deckung  schafft.  Dies  pflegt  aber  ein 
Kaufmann,  der  gewohnheitsmässig  nur  reale  Berechnungen 
anstellt,  nicht  zu  tun ;  im  übrigen  würde  sich  hieraus  eine 
derart  einschneidende  Verteuerung  der  Preise  ergeben, 
welche  die  Zahlfähigkeit  des  inländischen  Konsums  über- 
stiege. 

Die  fortwährenden  Schwankungen  der  Valuta  gestalten 
den  soliden  Handel  zu  einer  Unmöglichkeit  und  schaffen  eine 
neue  Klasse  von  Kaufleuten:  die  Schieber,  die  aus  einer 
Hauptstadt   in    die    andere    reisen,    mit   Telegrammen    und 
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Telephongesprächen  manövriren  und  die  Waren  entsprechend 
den  Schwankungen  der  Valuta  aus  dem  einen  Land  ins 
andere  schaffen. 

Diese  Schieber  kennen  keine  geschäftlichen  Grund- 
sätze, noch  feste  Ziele,  sie  kümmern  sich  auch  um  die 
Qualität  der  Waren  nicht,  hängt  doch  der  Ertrag  ihrer  Arbeit 
nicht  hievon  ab;  darum  geht  ihr  Streben  nicht  danach,  den 
Käufer  zu  befriedigen,  oder  eine  ständige  Verbindung  mit 
dem  Verkäufer  zuwege  zu  bringen;  ihr  einziges  Bestreben 
besteht  darin,  möglichst  billig  einzukaufen  und  die  gekaufte 
Ware  möglichst  teurer  loszuschlagen.  Sie  wissen,  dass  das 
geschäftliche  Ergebnis  nicht  von  der  Ware,  sondern  davon  ab- 
hängt, ob  es  ihnen  glückt,  die  Schwankungen  der  Valuten  ge- 
schickt auszunützen.  Wenn  ihnen  der  Zufall  zur  Hilfe  kommt, 
verdienen  sie  Millionen,  wogegen  eine  konträre  Gestaltung  der 
Valuta  sie  um  allen  Nutzen  bringt.  Diese  entscheidende  Rolle 
des  Zufalls  macht  sogar  das  gesellschaftliche  Leben  dieser 
Leute  zu  einen  völlig  irrealen,  denn  der  Leichtsinn,  mit 
welchem  sie  ihre  Geschäfte  abwickeln,  verlässt  sie  auch  im 
Privatleben  nicht;  das  leicht  erworbene  Geld  wird  leicht 
ausgegeben,  sie  führen  ein  liederliches  Dasein  und  scheuen 
nicht  davor  zurück,  behufs  Erreichung  ihrer  Ziele  das  öffent- 
liche Leben  zu  korrumpieren,  hängt  doch  der  ganze  Ertrag 
des  Geschäftes  davon  ab,  ob  sie  im  Stande  sind,  die  Ware 
auf  unregelmässige  Weise  oder  vorzeitig  aus  einem  Lande 
ins   andere  zu  schaffen. 

Der  anständige  Handel  hat  keinen  grösseren  Feind, 
als  diesen  Schieberhandel,  der  auch  gegen  den  anständigen 
Handel  Animosität  und  Erbitterung  weckt,  obwohl  dieser  mit 
dem  Schiebertum  nichts  zu  schaffen  hat. 

Der  wirkliche  Handel  darf  die  gegen  den  Schieber- 
handel gerichteten  Angriffe  nicht  auf  sich  beziehen,  sondern 
er  muss  ebenfalls  gegen  das  Schiebertum  Front  machen. 
Dieser  Kampf  darf  sich  indes  nicht  auf  Schlagworte  beschrän- 
ken, noch  das  Heil  von  administrativen  Verfügungen  erwar- 
ten, denn  alle  gewaltsamen  Massnahmen  treffen  nur  den 
legitimen  Handel,  zumal  der  unlautere  Handel  die  Gesetze 
ohnehin  nicht  einhält.  Insolange  wir  nicht  eine  Grundlage 
für  den   soliden    Handel  schaffen,    kann    sich     der  Waren- 
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austausch    zwischen    den    Nationen    nicht    anders    als  auf 
irreale  Weise  vollziehen. 

Der  Kampf  gegen  das  Schiebertum  kann  nur  auf  eine 
einzige  Art  ausgefochten  werden :  durch  die  Wiederher- 
stellung normaler  valutarischer  Verhältnisse,  damit  der  solide, 
mit  realen  Ziffern  operierende  Handel  von  neuem  jene 
Funktion  übernehmen  könne,  die  er  zufolge  der  Schwan- 
kungen der  Valuta  heute  nicht  ausüben  kann,  eine  Funk- 
tion, die  indes  selbst  unter  den  schlimmsten  Verhältnissen 
nicht  aufhören  kann,  weil  das  Wirtschaftsleben  sich  unter 
allen  Umständen  seinen  Weg  bahnt. 


VERSUCH  EINER  REGULIERUNG  DER  VALUTA. 

Mit  der  blossen  Feststellung  der  Diagnose  der  Krise, 
sowie  des  Umstandes,  dass  das  Wirtschaftsleben  ohne  eine 
Regelung  der  Valuta  in  normale  Bahnen  nicht  einlenken 
kann,  haben  wir  dem  Übel  noch  nicht  abgeholfen.  Es  be- 
darf vielmehr  konkreter  Verfügungen,  die  geeignet  sind,  das 
in  Wirtschaftsnöte  geratene  Land  aus  der  Krise  heraus- 
zuführen. 

L  Homöopathisches  Heilverfahren. 

In  Österreich  glaubte  man,  der  valutarischen  Krise  auf 
sehr  einfache  Art  beikommen  zu  können.  Man  ging  von  der 
Auffassung  aus,  diese  Krise  sei  durch  die  Banknotenmassen 
verursacht  worden  und  dass  die  üble  Wirkung  derselben  auf 
das  Wirtschaftsleben  hauptsächlich  in  einem  —  in  Geld 
ausgedrückt  —  so  hohen  Preise  der  Güter  zum  Ausdruck 
kommt,  der  einem  grossen  Teile  der  Menschen  uner- 
schwinglich ist.  Man  wollte  dem  Übel  so  abhelfen,  dass  man 
diesen  Leuten  eine  stets  wachsende  Menge  Geldes  zukom- 
men Hess,  um  solcherart  ihre  Kaufkraft  zu  heben.  Der  öster- 
reichische Staat  hat  die  Emolumente  seiner  Beamten  und 
Angestellten  fort  und  fort  erhöht,  was  naturgemäss  eine 
Steigerung  sämtlicher  Beamtengehälter  und  Arbeiterlöhne 
zur  Folge  hatte.  Dem  Staat  stand  nur  ein  Weg  zur  Bestrei- 
tung dieser  Mehrleistungen  offen  :  der  Druck  von  Bankno- 
ten, was  aber  zur  Folge  hatte,  dass  der  Wert  der  Bank- 
noten im  Verhältnisse  der  Zunahme  derselben  abgenommen 
hat ;  dies  kam  im  Alltagsleben  in  einem  fortgesetzten  Steigen 
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der  Preise  zum  Ausdruck.  Die  Steigerung  der  Gehälter  ging 
stets  Hand  in  Hand  mit  jener  der  Preise.  So  wie  der  Staat, 
dem  Drucke  der  wegen  der  Teuerung  unzufriedenen  Be- 
amten und  Arbeiter  nachgebend,  die  Gehälter  und  Löhne  er- 
höhte, trat  auf  der  ganzen  Linie  sofort  eine  allgemeine 
Preissteigerung  ein. 

Der  Banknotenverkehr  schwoll  in  unglaublichen  Pro- 
portionen an,  denn  gleich  dem  Staate  mussten  auch  die 
Provinzial-  und  städtischen  Behörden,  sowie  die  zahlreichen 
staatlichen  und  städtischen  Betriebe  die  Gehälter  erhöhen, 
v/obei  die  solidarischen  Arbeiterbewegungen  die  bei  den 
öffentlichen  Behörden  erwirkten  hohen  Löhne  auch  den  Pri- 
vatunternehmungen aufgezwungen  haben. 

Während  der  Staat  zur  Deckung  des  durch  die  höheren 
Gehälter  bedingten  Mehrbedarfes  an  Geld  ein  Mittel  an- 
wandte, das  die  Wirkung  der  bewilligten  höheren  Bezahlung 
sofort  paralysierte,  haben  die  einzelnen  Unternehmungen 
gleichzeitig  mit  der  Erhöhung  der  Beamtengehälter  und  Ar- 
beiterlöhne die  vom  Publikum  geforderten  Preise  erhöht, 
weil  ihnen  eine  andere  Deckungsmöglichkeit  nicht  zur  Ver- 
fügung stand.  So  trieben  sich  die  Gehälter  und  die  Preise 
wechselseitig  in  die  Höhe.  Die  Angestellten  der  Tramway- 
Gesellschaft  erwirkten  im  Wege  eines  Streiks  höhere  Löhne 
und  die  Gesellschaft  hat,  um  ihren  Verpflichtungen  ent- 
sprechen zu  können,  die  Preise  der  Fahrkarten  erhöht.  Dies 
zwang  die  Beamten  und  Arbeiter,  welche  die  Tramways  be- 
nützten, unter  Berufung  auf  die  eingetretene  Teuerung 
ebenfalls  eine  Gehaltserhöhung  zu  fordern,  die  sie  auch  er- 
hielten. Aber  alle  Unternehmungen  befolgten  das  Beispiel  der 
Tramway-Gesellschaft :  im  nämlichen  Verhältnisse,  in  welchem 
die  Gehälter  erhöht  wurden,  erhöhten  sie  ihre  Preise.  Kaum 
v/ar  eine  solche  Gehaltsregulierungs-Aktion  zu  Ende,  konnten 
die  Beamten  und  Arbeiter  feststellen,  dass  sich  ihre  Lage 
um  nichts  verbessert  hat,  weil  die  erwirkten  höheren  Ge- 
hälter und  Löhne  durch  die  höheren  Preise  paralysiert  wurden. 

Dieses  homöopathische  Heilverfahren  hat  die  finanzielle 
Lage  Österreichs  nicht  nur  nicht  saniert,  sondern  im  Gegenteil 
das  Übel  noch  verschärft,  weil  das  Vertrauen  des  Auslan- 
des  zur  österreichischen  Krone  gänzlich  aufgehört  hatte. 
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Der  ausländische  Fabrikant  getraute  sich  nicht  mehr, 
österreichische  Kronen  anzunehmen,  weil  er  nicht  wusste,  in 
welchem  Ausmasse  das  österreichische  homöopathische  Heil- 
verfahren die  österreichischen  Banknoten  in  kürzester  Zeit 
vermehren  wird,  wodurch  natürlich  auch  der  Wert  der  im 
Auslande  befindlichen  Banknoten  verringert  wird. 

Das  österreichische  System  hatte  auch  noch  aus  einem 
anderen  Gesichtspunkte  schwere  Folgen,  denn  es  Hess  jene, 
die  an  der  Produktion  nicht  teilnehmen  konnten,  ausser 
Acht.  Jene  Unglücklichen,  die  zufolge  ihres  Alters,  ihrer 
Krankheit  oder  aus  sonst  irgend  einem  Grunde  einer  produk- 
tiven Arbeit  nicht  fähig  sind,  vermögen  die  sie  treffende 
Teuerung  auf  andere  nicht  abwälzen  ;  die  Menge  des  in  ihrem 
Besitze  befindlichen  Geldes  bleibt  unverändert,  der  Wert 
desselben  sinkt  aber  immer  tiefer.  Alle  ihre  Berechnungen 
wurden  zunichte  und  sie  sind  dazu  verdammt,  ein  d.-r  Arbeit 
gewidmetes  Leben  unter  den  grössten  Entbehrungen  zu 
beenden. 

Die  Krise  der  Valuta  wurde  durch  wirtschaftliche  Ur- 
sachen veranlasst  und  darum  lässt  sie  sich  durch  technische 
Verfügungen  nicht  beheben. 

2.  Die  Abstempelung  der  Banknoten. 

Unter  den  Valutaverbesserungsversuchen  der  Nach- 
folgestaaten sehen  wir  auch  die  Abstempelung  der  Bank- 
noten. Diese  ist  eigentlich  nichts  anderes  als  eine  sichtbare 
Bezeichnung  jener  Banknoten,  die  auf  dem  Gebiete  des  ab- 
stempelnden Staates  im  Verkehr  sind.  Diese  Bezeichnung 
wird  auch  im  Friedensvertrag  vorgeschrieben,  weil  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  Liquidation  der  gewesenen  gemeinsamen 
Notenbank  nötig  ist.  Hätten  die  Nachfolgestaaten  diese  Ab- 
stempelung ohne  Hintergedanken,  in  ehrlicher  Absicht  und 
loyalerweise  gleichzeitig  durchgeführt,  so  würde  die  wirtschaft- 
liche Liquidation  der  gewesenen  Monarchie  bei  weitem  nicht 
so  zahlreiche  Krisen  verursacht  haben.  Indes  wurde  die  Ab- 
stempelung durch  jeden  Sukzessionsstaat  mit  dem  Hinter- 
gedanken vorgenommen,  die  Nachbarstaaten  zu  benachteiligen. 
Die  Einschmuggelung  der  Banknoten  aus  einem    Lande   ins 
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andere  und  eine  systematische  Fälschung  der  Abstempelung 
nahm  ihren  Anfang  und  all  dies  trug  wesentlich  dazu  bei, 
das  Ausland  mit  Misstrauen  gegen  die  Banknoten  der  Öster- 
reichisch-Ungarischen Bank  zu  erfüllen. 

Die  Abstempelung  hatte  noch  eine  nachteilige  Wirkung  : 
sie  wurde  in  der  Regel  mit  der  Zurückhaltung  eines  Teiles 
der  präsentierten  Banknoten  verbunden,  was  die  Lage  keines- 
wegs verbessert,  vielmehr  eine  Verschlechterung  derselben 
vorbereitet  hat. 

In  Ungarn  wurde  nur  die  Hälfte  der  behufs  Abstempelung 
präsentierten  Noten  abgestempelt  zurückgegeben,  die  andere 
Hälfte  aber  unter  dem  Titel  einer  staatlichen  Anleihe  zurück- 
gehalten, was  sicherlich  kein  billiger  Vorgang  war,  da  er 
die  Banknotenbesitzer  einseitig  besteuerte  und  ein  neues  ab- 
schreckendes Beispiel  zum  Beweise  dessen  lieferte,  dass  es 
nicht  richtig  sei,  solche  Banknoten,  über  die  der  Staat,  bez. 
die  Regierung  verfügen  kann,  als  vollwertig  anzusehen. 
Wenn  der  Staat  wenigstens  die  gelegentlich  der  Abstempelung 
eingezogenen  Banknoten  vernichtet  haben  würde,  so  hätten 
die  grossen  Opfer  doch  irgend  einen  Wert  gehabt,  weil 
Hand  in  Hand  mit  der  Abnahme  des  Banknotenverkehrs 
ohne  Zweifel  auch  die  Preise  eine  Ermässigung  erfahren 
hätten.  Es  kam  aber  nicht  so.  Der  Staat  hat  die  bei  der 
Abstempelung  zurückgehaltenen  Banknoten  nicht  vernichtet, 
sondern  nur  für  sich  selbst  abgestempelt  und  zur  Deckung 
seiner  laufenden  Ausgaben  verwendet.  Aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Notenverkehrs  blieb  also  die  Lage  unverändert, 
denn  die  Anzahl  der  im  Verkehr  befindlichen  Noten  war 
dieselbe  geblieben,  wogegen  die  finanzielle  Lage  des  Staates 
zufolge  der  Zunahme  seiner  Schulden  sich  verschlechtert 
hat.  Jene  Banknotenbesitzer  aber,  die  die  Hälfte  ihres  Ver- 
mögens verloren,  ohne  irgend  eine  Besserung  der  Verhält- 
nisse erfahren  zu  haben,  vermehrten  natürlich  das  grosse 
Lager  jener,  die  energisch  den  Satz  verkündet  hatten,  man 
dürfe  dem  Staate   und  seinen   Versprechungen  nicht  trauen. 
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3.  Umtausch  der  Banknoten  gegen  Staatsnoten. 

Da  die  Abstempelung  des  Geldes  zu  keinerlei  Ergeb- 
nis führte,  hat  Ungarn  den  Austausch  der  abgestempelten 
Banknoten  gegen  ungarische  Staatsnoten  verfügt.  Das  un- 
garische Finanzwesen  hat  sich  hiemit  von  der  gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen  Notenbank  vollständig  abgesondert 
und  ein  Geld  in  den  Verkehr  gebracht,  das  seine  Bonität  in 
sich  trägt.  Und  da  Ungarn  ein  Land  ist,  dessen  Existenzbe- 
dingungen —  trotz  der  erlittenen  entsetzlichen  Verstümme- 
lung —  gegeben  sind,  hat  das  Vertrauen  zu  den  neuen  unga- 
rischen Staatsnoten  eine  gesunde  Grundlage.  Der  ungarische 
Staat  wollte  dieses  Vertrauen  auch  dadurch  fördern,  dass  er 
ein  gesetzliches  Verbot  erlassen  hat,  wonach  es  in  Hinkunft 
nicht  zulässig  ist,  neue  Staatsnoten  ohne  Bedeckung  zu 
emittieren.  Ohne  die  Erinnerung  an  die  traurige  Tatsache, 
dass  die  Österreichisch-Ungarische  Bank  in  der  Vergangen- 
heit wider  jedes  Gesetz  zur  Emission  unbedeckter  Bankno- 
tenmilliarden gezwungen  wurde,  wäre  die  Garantie  des  un- 
garischen Staates  vielleicht  genügend,  aber  die  Menschen 
haben  die  Enttäuschungen  der  Jüngstvergangenheit  noch  so 
frisch  im  Gedächtnisse,  dass  es  kein  Wunder  ist,  wenn  die 
erhoffte  Milderung  der  valutarischen  Krise  mit  den  Staatsno- 
ten nicht  zu  erreichen  war.  Das  schwer  erschütterte  Vertrauen 
kann  eben  nicht  so  rasch  wieder  hergestellt  werden.  Weder 
im  Lande  selbst,  noch  im  Auslande  erblickte  man  in  den 
ungarischen  Staatsnoten  ein  gut  fundiertes  Geld  und  wenn 
auch  eine  geringe  Besserung  der  finanziellen  Lage  vorüber- 
gehend eingetreten  ist,  so  ist  nach  kurzer  Zeit  sowohl  der 
ausländische  Kurs,  wie  die  inländische  Kaufkraft  der  unga- 
rischen Krone  abermals  gesunken. 

Der  Züricher  Kurs  der  ungarischen  Krone  ist  heute 
niedriger,  als  er  zu  jener  Zeit  war,  da  es  noch  keine  Staats- 
noten gab,  deren  Inverkehrsetzung  in  einem  speziellen  Gesetz 
geregelt  ist.  Und  doch  hat  sich  seither  die  Lage  des  Landes 
verbessert,  denn  es  ist  doch  klar :  je  weiter  wir  uns  vom 
Kriege  und  von  den  Revolutionen  entfernen,  umso  mehr 
kräftigt  sich  dieses  Land,  dessen  fruchtbarer  Boden  und  des- 
sen  staatsbildende,    arbeitsame    Bevölkerung    eine    sichere 
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Grundlage  der  künftigen  Entwicklung  bildet.  Wer  zweifelt 
denn  daran,  dass  der  innere  Wert  der  ungarischen  Krone 
ein  viel  grösserer  ist  als  jener,  der  im  ausländischen  Kurs 
zum  Ausdruck  kommt?  Wie  kommt  es,  dass  trotzdem 
die  ungarische  Krone  heute  in  Zürich  niedriger  notiert  als 
während  der  Kommune,  als  die  Lage  des  Staates  eine  so 
entsetzliche  war? 

Es  fehlt  eben  das  Vertrauen  des  Auslandes  zur  unga- 
rischen Krone  und  dies  erklärt  den  Umstand,  dass  der  aus- 
ländische Fabrikant  und  Kaufmann,  obwohl  er  genug  Waren 
zu  verkaufen  hat,  diese  nicht  dem  ungarischen  Kaufmann 
verkauft,  von  dem  er  dafür  nur  ungarische  Kronen  bekommt, 
wobei  der  Verkäufer  seitens  der  ungarischen  Regierung 
Massnahmen  zu  befürchten  hat,  die  eine  weitere  Entwertung 
der  Krone  herbeiführen. 

Es  wäre  müssig,  über  die  Berechtigung  dieses  Miss- 
trauens  zu  streiten.  Dieses  Misstrauen  ist  nun  einmal  da 
und  dieser  Tatsache  müssen  wir  Rechnung  tragen.  Und  da 
wir  auf  das  Vertrauen  des  Auslandes  unbedingt  angewiesen 
sind,  müssen  wir  behufs  Sanierung  der  valutarischen  Krise 
eine  Heilmethode  suchen,  die,  dem  Misstrauen  des  Auslandes 
Rechnung  tragend,  Mittel  und  Wege  findet,  das  Vertrauen 
des  Auslandes  von  neuem  zu  wecken. 


DER  EINZIGE  AUSWEG. 

Es  gibt  nur  einen  Ausweg  aus  der  Wirtschaftskrise  der 
Länder  mit  kranker  Valuta:  das  ist  die  Gründung  einer  Bank, 
in  deren  Direktion  je  1 — 2  Finanzkapazitäten  womöglich  aller 
Länder  Platz  nehmen  und  welcher  die  Aufgabe  zufiele,  eine 
neutrale,  vollbedeckte  Banknote  in  Verkehr  zu  bringen.  Der 
Sitz  der  Bank  wäre  in  der  Schweiz,  einem  Lande,  das  es 
verstanden  hat,  seine  Neutralität  nicht  allein  während  des 
Krieges,  sondern  auch  in  der  dem  Kriege  folgenden  chaoti- 
schen Verwirrung  der  politischen  Verhältnisse  streng  zu  wahren. 
Die  Schweizer  Zentrale  v/ürde  in  allen  Donaustaaten  Filialen 
errichten,  die  ihre  Weisungen  ausschliesslich  von  der  Zentral- 
direktion erhalten.  Die  Statuten  der  Bank  würden  zunächst  be- 
stimmen,dass  die  Bank  mit  keinem  einzigen  europäischen  Staate 
in  Geschäftsverbindung  treten  und  keinem  Staate,  keiner 
Stadt,  keiner  staatlichen  oder  städtischen  Institution  Darlehen 
liquidieren  darf.  Die  durch  die  Bank  in  Verkehr  gesetzte  Bank- 
note darf  weder  Mark,  noch  Krone  heissen,  denn  das  Miss- 
trauen gegenüber  diesen  Valuten  ist  so  gross,  dass  die  Bei- 
behaltung dieser  Benennungen  nachteilig  wäre.  Am  besten 
würde  wohl  die  Benennung:  „Donaufranken"  entsprechen, 
denn  die  wichtigste  Bestimmung  des  neuen  Geldes  wäre  ja 
die,  in  den  Donaustaaten  die  Rolle  des  Geldes  zu  spielen. 
Die  Statuten  der  Bank  müssten  die  grundsätzliche  Bedeckung 
der  zu  emittierenden  Noten  aussprechen,  u.  z.  in  der  Weise, 
dass  der  Austausch  der  Banknoten  gegen  Gold  unter  allen 
Umständen  sichergestellt  werde. 

Es  sollte  nicht  ausschliesslich  Metallgeld  zur  Bedeckung 
der  Banknoten  dienen,  sondern  eine  bestimmte  Menge  Bank- 
noten  könnte   auch   durch  solche  Darlehen  bedeckt  werden, 
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die  durch  die  Bank  den  Besitzern  von  Immobilien  gewährt 
werden,  Darlehen,  die  hypothekarisch  sichergestellt  sind,  wobei 
internationale  Verträge  gegenüber  allen  anderen  Verpflichtun- 
gen des  Hypothekarschuldners  die  Priorität  der  Bank  sicher- 
stellen. 

Seit  Jahren  propagiere  ich  die  Errichtung  einer  solchen 
internationalen  Notenbank  und  ich  kenne  die  Einwen- 
dungen, die  gegen  mein  Projekt  ins  Treffen  geführt  werden. 
Ich  will  daher  alle  Schwierigkeiten  der  Reihe  nach  Revue 
passieren  lassen,  um  einzeln  prüfen  zu  können,  ob  diese 
Schwierigkeiten  unüberwindlich  sind  oder  niiht? 

1.  Einwendungen  nationaler  Natur. 

Das  erste  Bedenken,  das  gegen  meinen  Plan  auftaucht, 
besteht  darin,  ein  souveräner  Staat  dürfe  das  Verfügungsrecht 
in  Finanzfragen  nicht  aus  der  Hand  geben.  Nun  würde  sich 
aber  der  Staat  letzten  Endes  dieses  Rechtes  begeben,  wenn 
die  Banknotenemission  einem  Institute  übertragen  wird, 
in  dessen  Direktion  das  Kapital  des  betreffenden  Landes  zwar 
vertreten  ist,  die  Regierung  jedoch  als  solche  die  Finanzpolitik 
der  Bank  nicht  dirigieren  kann. 

Gev/iss  bildet  eine  Notenbank,  die  der  Staatsgewalt 
nicht  unterworfen  ist,  aus  dem  Gesichtspunkte  der  staatlichen 
Souveränität  einen  Schönheitsfehler,  aber  ist  es  denn  nicht 
ein  noch  grösserer  Schönheitsfehler,  wenn  das  Geld  des  Staates 
nicht  genommen  wird?  Der  Staat,  dessen  Noteninstitut  unter 
ausländischer  Kontrolle  wirkt,  ähnelt  dem  Lahmen,  der  auf 
Krücken  angewiesen  ist ;  doch  der  Staat,  der  überhaupt  kein 
gutes  Geld  hat,  gleicht  einem  Krüppel,  der  weder  Hände, 
noch  Beine  hat  und  völlig  hilflos  dasteht.  Leider  befinden  wir 
uns  in  einer  Lage,  in  der  wir  unser  staatliches  Selbstbewusst- 
sein  vorerst  massigen  müssen  und  es  wäre  weit  gefehlt,  aus 
blossem  Stolz  auf  eine  Hilfe  zu  verzichten,  die,  wenn  auch  nicht 
gerade  schön,  aber  wenigstens  erfolgreich  ist.  Sobald  wir 
wieder  zu  Kräften  kommen  und  der  grosse  Missbrauch,  der 
bei  der  Emission  der  Banknoten  erfolgt  ist,  intra  et  extra 
muros  halbwegs  in  Vergessenheit  geraten  sein  wird,  werden 
wir  die  Anforderungen  der   staatlichen    Souveränität  wieder 
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vor  Augen  halten  und  das  Privilegium  der  unter  ausländischer 
Kontrolle  arbeitenden  Notenbank  unter  Umständen  sogar  auf- 
heben können.  Einstweilen  aber  müssen  wir  uns  an  die 
einzige  Möglichkeit  halten,  die  sich  uns  zur  Wiederherstellung 
des  Vertrauens  zum  Gelde  bietet. 


2.  Könnte  das  Interesse  des  Auslandes 
gesichert  werden  ? 

Das  zweite  Bedenken,  welches  gegenüber  meinem 
Projekte  laut  wurde,  ist  in  der  Frage  enthalten,  ob  es  wohl 
gelingen  wird,  das  Interesse  und  das  Kapital  des  Auslandes 
für  eine  Notenbank  zu  sichern,  deren  Wirksamkeit  schliesslich 
nur  den  Ländern  mit  entwerteter  Valuta  zugute  kommen 
wird,  zumal  weder  die  Schweiz,  noch  England  oder  Frank- 
reich bereit  sein  werden,  die  eigene  Valuta  gegen  eine  fremde 
zu   vertauschen. 

Wenn  wir  die  Wirtschaftslage  der  Welt  prüfen,  so 
können  wir  auf  diese  Frage  eine  günstige   Antwort  erteilen. 

In  den  Industrie  und  Handel  treibenden  Staaten  des 
Westens,  sov/ie  in  Amerika,  kriselt  es  schon  seit  längerer  Zeit. 

Anfänglich  wurde  diese  Krise  für  eine  vorübergehende 
gehalten,  für  eine  Erscheinung,  die  mit  dem  Übergange  zum 
Friedenszustande  einhergeht  und  alsbald  verschwindet.  Allein 
es  hat  sich  herausgestellt,  dass  dem  nicht  so  ist,  denn  die 
Ursache  der  Krise  liegt  in  der  beinahe  vollständigen  Ver- 
nichtung der  Konsumfähigkeit  Europas.  Deutschland,  Öster- 
reich, Ungarn  und  Russland  sind  kaufsunfähig,  denn  sie 
haben  kein  gutes  Geld.  Heute  sehen  auch  die  Siegerstaaten 
schon  klar,  dass  in  der  Wirtschaftslage  Europas  ein  Wandel 
eintreten  muss,  denn  wenn  nichts  im  Interesse  der  durch 
den  Krieg  ruinierten  Völker  vorgekehrt  wird,  so  kann  die 
Industrie  und  der  Handel  der  Siegerstaaten,  die  auf  den 
Weltkonsum  eingerichtet  waren,  nicht  entsprechend  beschäftigt 
werden.  Die  Fabriken  Englands  sind  ausserstande,  ihre 
Arbeiter  zu  bezahlen,  wenn  sie  nicht  mehr  Stoffe  herstellen, 
als  in  England  benötigt  werden.  Was  frommt  es  ihnen  denn, 
dass  der  Pfund  Sterling  viel  mehr  wertet   als  die  Mark  und 
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die  Krone?  Ihre  Interessen  erfordern,  dass  die  deutschen, 
österreichischen  und  ungarischen  Konsumenten  ihren  Bedarf 
wieder  in  England  decken.  Da  dieses  Interesse  der  englischen 
Fabrikanten  mit  jenen  der  englischen  Arbeiter  und  Beamten 
solidarisch  ist,  können  wir  uns  darauf  verlassen,  dass  die 
öffentliche  Meinung  Englands  und  das  englische  Kapital 
schon  im  eigenen  Interesse  uns  zur  Hilfe  kommen  werden, 
wenn  wir  ernstlich  Miene  machen,  von  neuem  Konsumenten 
der  englischen  Fabriksindustrie  zu  werden  und  unsere  finan- 
ziellen Verhältnisse  aus  diesem  Grunde  zu  sanieren.  Wir 
dürfen  übrigens  nicht  vergessen,  dass  v/ährend  des  Krieges 
sich  viel  Gold  und  Silber  in  Amerika  und  in  den  meisten  neu- 
tralen Staaten  angesammelt  hat,  welche  beiden  kriegführenden 
Staatengruppen  gleicherweise  Waren  geliefert  haben,  solange 
sie  Gold  dafür  erhielten.  Diese  Goldmengen  liegen  nun  un- 
verzinst  bei  den  holländischen,  spanischen  etc.  Kapitalisten 
und  es  ist  zweifellos,  dass  das  Gold  Amerikas  und  der 
neutralen  Staaten  im  Wettbewerbe  um  gute  Geschäfte  zum 
Vorschein  kommen  wird.  Natürlich  müssen  wir  die  Welt 
vorher  von  der  Ehrlichkeit  und  dem  Ernste  unserer  Ab- 
sichten überzeugen,  denn  das  Kapital  ist  sehr  empfindlich 
und  wenn  es  nur  den  geringsten  Anlass  hat,  misstrauisch 
zu  sein,  so  weicht  es  sogar  dem  grössten  Nutzen  aus. 
Gewähren  wir  hingegen  die  Sicherheit,  welche  das  aus- 
ländische Kapital  mit  Recht  fordert,  ohne  uns  irgend  ein 
Recht  vorzubehalten,  das  den  Verdacht  weckt,  dass  wir  von 
der  Wirksamkeit  der  Notenbank  auch  etwas  anderes  erwarten, 
als  die  Versorgung  des  Verkehrs  mit  gutem  Gelde,  so  wird 
die  Sicherung  des  Kapitals  der  Notenbank  keine  schwere 
Aufgabe  sein. 

Mittelst  entsprechender  Propaganda  könnten  wir  uns 
auch  die  Unterstützung  der  in  Amerika  lebenden  Ungarn 
sichern,  aber  gleichfalls  nur  auf  realer  geschäftlicher  Grund- 
lage. Im  übrigen  erfordert  die  Notenbank  nicht  unbedingt 
eine  grosse  metallische  Bedeckung,  weil  auch  die  der  Steuer- 
ablösung unterworfenen  Güter  und  Häuser  eine  entsprechende 
Deckung  für  die  Notenemission  bieten,  wenn  wir  ermög- 
lichen, dass  die  Notenbank  diese  realen  Werte  im  Wege 
von  Privatverträgen  binde. 


29 


Der  dritte  Einwand  ist  der  folgende : 

Es  sei  drum.  Der  Staat  möge  in  Er^'ägung  seiner  be- 
drängten Lage  auf  seine  Souveränität  verzichten  und  dul- 
den, dass  eine  ausserhalb  seiner  Sphäre  befindliche  Bank 
mit  der  Banknotenemission  betraut  werde.  Nehmen  wir  fer- 
ner an,  dass  ausländisches  Kapital  für  ein  solches  Unterneh- 
men zu  gewinnen  sein  wird.  Da  bleibt  noch  immer  die 
Frage  offen :  wie  soll  denn  der  in  ungünstiger  Lage  befind- 
liche Staat  zu  diesem  Gelde  gelangen?  Laut  der  ausdrück- 
lichen Bestimmung  der  Statuten  darf  die  Notenbank  dem 
Staate  keinen  Kredit  gev/ähren,  folglich  kann  der  Staat  von 
der  Bank  auf  direktem  Wege  kein  Geld  erhalten.  Der  ge- 
genwärtige Zustand  ist  für  den  Staat  ohne  Zweifel  ein 
schlechter,  weil  die  Banknoten  blos  eine  kontinuierlich  ab- 
nehmende materielle  Hilfe  bieten,  wobei  aber  noch  immer 
der  Spruch  Law's  Geltung  behält:  v/enn  es  auch  wahr  ist, 
dass  jede  neuerliche  Banknotenemission  den  Wert  der  No- 
ten auf  die  Hälfte  reduziert,  bleibt  immerhin  stets  ein  gewisses 
Plus  für  den  Staat  übrig  und  dieses  Plus  ist  noch  imme 
besser,  als  wenn  der  Staat  überhaupt  nicht  zu  Geld  kommen  kann. 

Dieses  Bedenken  ist  allerdings  ein  berechtigtes  und  ich 
muss  einräumen,  dass  ich  hinsichtlich  jener  Staaten,  die  nicht 
die  ernste  Absicht  haben,  aus  der  Krise  den  Übergang  zu  einer 
normialen  Wirtschaft  zu  suchen,  keine  befriedigende  Antwort 
erteilen  kann.  Wenn  mein  Projekt  verwirklicht  werden  soll, 
so  ist  die  heutige  Lage,  in  welcher  der  Staat  in  der  Banknoten- 
presse eine  normale  Einnahmsquellc  erblickt,  natürlich  nicht 
haltbar.  Die  wirtschaftliche  Basis  meines  Antrages  besteht 
eben  darin,  dass  der  Staat  das  Geld  wieder  in  das  frühere 
Tauschmittel  verwandeln  und  seine  Ausgaben  ausschliesslich 
aus  den  regelmässigen  staatlichen  Einnahmen  decken  möge. 
Will  der  Staat  hingegen  die  heutige  Lage  fortfristen,  so  darf 
er  das  Recht  der  Banknoten  Emission  allerdings  nicht  aus 
der  Hand  geben  und  dann  muss  er  die  heutige  valutarische 
Krise  weiter  dulden,  v/eil  diese  allein  ihm  die  Fortführung 
der  gewissenlosen  Finanzpolitik  ä  la  Law  ermöglicht. 

Da  unter  den  Donaustaaten  Ungarn  es  ist,  dessen  Lage  ich 
am  besten  kenne,  will  ich  die  Durchführbarkeit  meines  Projektes 
hauptsächlich  aus  dem  Gesichtspunkte  dieses  Landes  beleuchten. 
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3.  Vermögensablösutig. 

Ungarn  hat  es  verstanden,  seine  Staatlichkeit  seit  einem 
Jahrtausend  unter  den  grössten  Schwierigkeiten  aufrecht- 
zuerhalten und  ein  selbstständiges  Dasein,  dabei  ein  Kultur- 
leben zu  führen.  Ungarn  wurde  durch  einen  von  ihm  nicht 
gewünschten  Krieg,  den  ungerechten  Frieden  und  durch  die 
verschiedenen  Revolutionen  in  die  gegenwärtige  schwer- 
bedrängte Lage  versetzt,  aus  welcher  es  fest  entschlossen 
einen  Ausweg  sucht. 

Die  Bevölkerung  Ungarns  strebt  mit  allen  Mitteln  die 
Wiederkehr  einer  normalen  Wirtschaftslage  an  und  ist  sich 
dessen  bewusst,  dass  dies  ohne  Opfer  nicht  möglich  ist. 
Andererseits  hängt  es  mit  der  höheren  Intelligenz  der  Bevöl- 
kerung zusammen,  dass  sie  die  ihr  zugemuteten  Opfer  vor- 
sichtig prüft,  um  nicht  —  wie  dies  bei  der  Notenabstempe- 
lung  der  Fall  war  —  Opfer  bringen  zu  müssen,  die  dem 
Staate  nur  momentane  Hilfe  bringen,  ohne  die  Krankheit 
selbst  radikal  zu  heilen.  Sollte  vom  ungarischen  Volke  ein 
Opfer  gefordert  werden,  das  zur  Sanierung  der  Krise  zweifellos 
geeignet  ist,  so  wird  es  dieses  Opfer  bringen  und  den  unga- 
rischen Staat  in  die  Lage  versetzen,  sich,  wie  es  früher  der 
Fall  war,  aus  den  normalen  staatlichen  Einkünften  zu  erhalten, 
wodurch  dann  der  Zwang  für  ihn  aufhören  würde,  der  Ab- 
schaffung der  valutarischen  Krise  blos  darum  im  Wege  zu 
stehen,  weil  damit  die  Möglichkeit  seiner  irrealen  Wirtschaft 
aufhören  würde. 

Ohne  eine  grössere  Vermögensablösung  ist  keine  Ent- 
wirrung denkbar ;  der  Staat  hat  grosse,  auf  einmal  zu  tilgende 
Verpflichtungen  und  jeder  Einzelne  muss  seinen  angemessenen 
Anteil  an  diesen  Lasten  tragen.  Sogar  die  Siegerstaaten 
mussten  grössere  Vermögenssteuern  einführen,  oder  sie  be- 
fassen sich  jetzt  mit  denselben,  umsoweniger  können  die 
besiegten  Staaten  ihre  Völker  von  dieser  Last  befreien.  Wichtig 
ist  indes,  diese  Vermögenssteuer  derart  in  die  Wege  zu  leiten, 
dass  sie,  die  Tragfähigkeitder  Steuerträger  nicht  übersteigend, 
die  Bevölkerung  aus  der  Krise  wirklich  herausführen.  Dies 
ist  der  Punkt,  wo  die  grosse  Vermögenssteuer  in  mein  Projekt 
einzuschalten  ist. 
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Mein  Vorschlag  geht  nämlich  dahin,  der  Staat  möge 
die  ein  für  allemal  geltende  Vermögenssteuer  nicht  in 
einem  fixen  Betrage  bemessen  ;  so  soll  beispielsweise  ein  drei- 
stöckiges, ein  jährliches  Bruttoeinkommen  von  50.000  Kronen 
abwerfendes  Haus,  dessen  Verkehrswert  heute  ungefähr 
3  Millionen  Kronen  beträgt,  nicht  207o,  d.  i.  600.000  Kronen 
zu  zahlen  haben.  Diese  Lösung  würde  den  Realitäten- 
besitzer schwer  belasten,  gibt  es  doch  kaum  einen,  der 
über  eine  so  grosse  Summe  verfügt.  Die  Hauseigentümer 
wären  daher  gezwungen,  als  Darlehenswerber  die  Banken 
zu  bestürmen,  was  die  Geldknappheit  noch  steigern  und  die 
finanzielle  Lage  noch  verschlechtern  würde.  Diese  Steuer 
wäre  übrigens  auch  darum  eine  ungerechte,  weil  sie  die 
Leute  ungleichmässig  treffen  würde :  anders  denjenigen,  der 
zufällig  über  Geld  verfügt,  der  also  seine  Schuld  mit  dem 
jetzigen  geringwertigen  Gelde  begleichen  würde  und  an- 
ders jene  in  der  Majorität  befindlichen,  die  bei  Banken  oder 
Privaten  ein  Darlehen  aufnehmen  und  dasselbe  in  4—5 
Jahren  in  dem  hoffentlich  besser  gewordenen  Gelde  rück- 
zahlen würden.  Dieses  System  hat  auch  seine  technischen 
Schwierigkeiten,  denn  die  Immobilien  müssten  ja  erst  abge- 
schätzt werden,  was  sowohl  bei  städtischen  Häusern,  wie 
bei  Landgütern  schwierig  ist.  Bei  den  städtischen  Häusern 
ist  zu  beachten,  dass  der  Verkehrswert  von  dem  Rentabi- 
litätswert völlig  verschieden  ist.  Wird  letzterer  zur  Grund- 
lage genommen,  so  kann  z.  B.  ein  Haus,  das  ein  Einkom- 
men von  50.000  Kronen  abwirft,  nicht  höher  als  auf  circa 
2  Millionen  geschätzt  werden,  was  aber  ein  Reineinkommen 
von  kaum  20.000  Kronen  bedeutet,  während  ein  solches 
Haus  in  Budapest  im  Alltagsverkehr  circa  4  Millionen  Kro- 
nen wertet. 

Wenn  der  Staat  hinwiederum  diesen  letzteren  Wert  als 
Grundlage  der  Besteuerung  annehmen  würde,  so  könnte  der 
kleine  Kapitalist  hierin  mit  Recht  eine  Ungerechtigkeit  er- 
blicken, jener  kleine  Kapitalist  nämlich,  der  nichts  als  ein 
Haus  besitzt,  das  er  vielleicht  vor  Jahrzehnten  zu  Vio  des 
jetzigen  Verkehrswertes  erworben  hat,  weshalb  sein  Rechts- 
empfinden sich  dagegen  aufbäumen  muss,  dass  er  20%  eines 
Verkehrswertes  zahlen  soll,  der  mit  dem  seinerzeitigen   Ver- 
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kehrswerte  des  Hauses  nichts  zu  schaffen  hat ;  er  hat  ja  das 
Haus  nicht  zum  gegenwärtigen  Verkehrswerte  erworben  und 
das  Erträgnis  desselben  richtet  sich  ja  ebenfalls  nicht  nach 
dem  jetzigen  Verkehrswerte,  den  er  übrigens,  wollte  er  das  Haus 
verkaufen,  vielleicht  gar  nicht  erzielen  könnte.  Es  ist  daher 
begreiflich,  dass  eine  solche  Vermögensablösung  auf  den 
grössten  Wiederstand  stiesse.  Und  da  der  Staat  gegenwärtig 
weder  Zeit,  noch  das  nötige  Ansehen  zur  Durchführung  von 
Finanzplänen  hat,  die  der  Mentalität  der  Bevölkerung  zu- 
widerlaufen, wäre  es  schon  aus  diesem  Grunde  richtiger, 
eine  Lösung  zu  wählen,  die  den  Steuerträgern  sympathischer  ist. 

Mein  Vorschlag  geht  im  Wesentlichen  dahin,  der  Staat 
möge  —  um  bei  dem  früheren  Beispiel  zu  bleiben  —  vom 
Hauseigentümer  nicht  die  Bezahlung  von  600.000  Kronen 
in  einer  Summe  fordern,  sondern  blos  20Vo  des  jeweiligen 
Jahreseinkommens.  Diese  Last  wäre  keine  so  schwere,  denn 
sie  verlangt  vom  Hauseigentümer  kein  Kapital,  das  er  nicht 
besitzt,  sondern  blos  einen  Teil  seines  Einkommens,  wofür 
die  ethische  Grundlage  gegeben  ist,  da  jedermann  auf  einen 
Teil  seines  Einkommens  zu  Gunsten  des  Staates  ver- 
zichten muss. 

Gelegentlich  meiner  Vorträge  machte  ich  die  Erfahrung, 
dass  diesem  Teile  meines  Vorschlages  mit  dem  Einwand 
begegnet  wird,  der  Staat  könne  sich  mit  207o  des  Jahres- 
ertrages der  Häuser  und  Felder  nicht  begnügen,  da  er  auf 
einmal  grössere  Beträge  erhalten  muss,  um  seine  Lage  ver- 
bessern zu  können.  Hiemit  bin  ich  natürlich  auch  im  klaren, 
aber  diese  Schwierigkeit  lässt  sich  meines  Erachtens  dadurch 
beheben,  dass  die  zu  errichtende  Notenbank,  die  die  Immo- 
bilienbesitzer belastenden  Jahresrenten  kapitalisiert  und  nach 
erfolgter  Hypothezierung  der  Schulden  das  Kapital  auf  Grund 
der  Zession  des  Realitätenbesitzers  dem  Staate  in  neuen 
Banknoten  in  einer  Summe  auszahlt. 

Wir  wollen  nun  diese  Lösung  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  einzelnen  Interessenten  prüfen. 
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4.  Kritik  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Staates. 

Die  rentenartige  Festsetzung  der  einmaligen  grossen 
Vermögenssteuer  hat  für  den  Staat  keinerlei  Nachteil,  viel- 
mehr gestaltet  sich  dessen  Lage  dadurch  vorteilhafter, 
weil  dabei  die  Notwendigkeit  entfällt,  bei  der  Beschaffung 
der  für  ausländische  Käufe  nötigen  Valuten,  den  Misstrauens- 
koeffizienten  des  Auslandes  als  Lastenpost  zu  übernehmen. 
Die  in  Kronen  ausgedrückte  Steuer  stellt  nämlich  in  Schweizer 
Franken  umgerechnet  einen  kleineren  Betrag  dar,  als  die 
Belastung,  welche  die  Steuer  am  Orte  der  Steuerleistung  für 
den  Steuerzahler  effektiv  bildet,  v/eil  der  ausländische  Kurs 
der  Krone  ein  niedrigerer  ist  als  deren  innerer  Wert.  Bei 
der  Festsetzung  der  Steuer  nimmt  der  Staat  natürlich  die 
inländische  Kaufkraft  der  Krone  zur  Basis  der  Berechnung; 
wenn  er  hingegen  für  die  Krone  Frank-  oder  Dollarwerte 
kauft,  wird  die  Krone  auf  Grund  des  ausländischen  Kurses 
bewertet,  so  dass  im  Endergebnisse  ein  Teil  der  Leistung 
des  Steuerzahlers  verloren  geht.  Diese  Situation  hört  aber  auf, 
v/enn  der  Staat  die  Steuer  in  einer  Valuta  einhebt,  die  er 
dann  auch  wirklich  verwenden  kann.  Nun  ist  aber  zweifellos 
damit  zu  rechnen,  dass  die  Schweizer  und  Londoner  Kaufleute 
die  Donaufranken  gerne  annehmen  werden,  da  sie  ja  keinerlei 
Anlass  haben,  dieser  Valuta  gegenüber  misstrauisch  zu  sein. 
Ein  weiterer  Vorteil  der  rentenartigen  Vermögenssteuer  besteht 
darin,  dass  sie  keine  lange  Vorbereitung  erfordert,  es  bedarf 
dabei  keines  Katasters,  sondern  es  genügt  ein  allgemeines 
Gesetz,  das  festsetzt,  welcher  Bruchteil  des  Ertrages  der 
Realität  sub  titulo  Vermögenssteuer  dem  Staate  überlassen 
werden  muss.  Auch  die  Durchführung  des  Gesetzes  erfordert 
keinen  grossen  Apparat,  denn  auf  Grund  der  Mietzinse,  wie 
sie  sich  nach  entsprechender  Modifikation  der  Mietzinsver- 
ordnungen, bez.  bei  landwirtschaftlichen  Immobilien  nach 
einer  nicht  allzu  komplizierten  Festsetzung  der  wirklichen 
Rentabilität  ergeben  würden,  liesse  sich  die  Ablösung  nach 
jeder  Liegenschaft  auf  die  einfachste  Art  fixieren  und  diese 
Ablösung  wäre  dann  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  die 
Notenbank  zu  kapitalisieren. 
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5.  Kritik   aus  dem   Gesichtspunkte  des   Steuerzahlers. 

Jede  Steuer  bildet  eine  lästige  Leistung  und  auch  die 
rentenartige  Vermögenssteuer  bildet  keine  Ausnahme  von 
dieser  Regel.  Würden  wir  aber  die  Immobilienbesitzer  darüber 
abstimmen  lassen,  welches  System  —  im  Falle  die  Ver- 
mögenssteuer eine  unvermeidliche  ist  —  ihnen  genehmer, 
wäre,  jenes,  das  ein  fixes  Perzentuale  des  heutigen  V\/ertes 
ihres  Vermögens  von  ihnen  fordert,  oder  jenes,  welches  nur 
den  Verzicht  auf  einen  Teil  ihres  Jahreseinkommens  bedeutet, 
so  würde  sich  die  Majorität  der  Steuerzahler  ohne  Zweifel 
für  die  rentenartige  Vermögenssteuer  entscheiden,  weil  hiebei 

a)  ihr  Vermögen  keiner  Abschätzung  unterliegt,  die 
bei  Immobilienbesitzern  stets  von  vornherein  Missfallen  erregt, 
da  sie  schon  in  Anbetracht  der  übrigen  öffentlichen  Lasten 
ein  offenes  Einbekenntnis    ihres  Vermögens  scheuen; 

b)  jene  Zwistigkeiten  vermieden  werden,  die  sonst  im 
Laufe  des  Bewertungsverfahrens  zwischen  dem  Staate  und 
den  Steuerträgern  unfehlbar  auftauchen,  zumal  eine  gerechte 
Bewertung  heute  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist,  weil  jede 
Bewertungsmethode  zu  einem  anderen  Ergebnis  führt  (Her- 
stellungskoslen,  Ertrag,  Verkehrswert); 

c)  diese  Steuer  das  Gefühl  der  Gerechtigkeit  auslöst, 
weil  dabei  von  niemandem  etwas  gefordert  wird,  was  er 
nicht  leisten  kann  und  andererseits  jedermann  sich  damit 
abgefunden  hat,  auf  einen  Teil  seines  Einkommens  verzichten 
zu  müssen  ; 

d)  diese  Steuer  wird  unter  die  jährlichen  Instandhaltungs-, 
bez.  Erzeugungskosten  der  Liegenschaften  einrangiert  und 
solcherart  mit  der  Zeit  auf  jene  abgewälzt,  weiche  die  Liegen- 
schaft, bez.  deren  Produktion  in  Anspruch  nehmen :  ein 
Moment,  das  ebenfalls  geeignet  ist,  den  Steuerträger  zu 
beruhigen ; 

e)  diese  Steuer  trifft  gleichermassen  jene,  die  kein 
Bargeld  haben,  wie  diejenigen,  die  momentan  kein  anderes 
Vermögen  haben  als  ihre  Liegenschaft.  Wenn  die  Vermögens- 
steuer hingegen  in  einem  Betrag  entrichtet  wird,  fährt  der 
Bargeldbesitzer  besser,  weil  er  seine  Schuld  in  der  heutigen 
schlechten   Kronenvaluta   tilgt,     wogegen   jene,  die  genötigt 
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sind,  schuldig  zu  bleiben  oder  Darlehen  aufzunehmen,  nach 
einer  Anzahl  Jahren  verpflichtet  sein  werden,  ebensoviele  gute 
Kronen  zurückzuzahlen,  als  sie  jetzt  an  schlechten  Kronen 
schuldig  geblieben  sind. 

Nur  in  einem  Falle  kann  die  rentenartige  Vermögens- 
steuer für  den  Steuerträger  nachteilig  sein :  wenn  nämlich 
der  Ertrag  der  Realität  so  tief  sinken  sollte,  dass  er  die  im 
voraus  fixierten  Zinsen  nicht  deckt.  Dieser  Fall  ist  indes  in 
der  Praxis  kaum  denkbar,  da  ja  jede  Liegenschaft  von  dieser 
Rente  belastet  wird,  die  daher  unter  den  Produktionskosten 
figuriert  und  aus  diesem  Grunde  kann  der  Marktpreis  des 
Ertrages  der  Produktion  (d.  i.  der  Marktpreis  der  Wohnungen, 
bez.  des  Weizens  und  der  tierischen  Produkte)  sich  nicht  so 
gestalten,  dass  er  die  Rente,  die  mit  einen  Teil  der  Produk- 
tionskosten bildet,  nicht  decken  sollte.  Im  übrigen  aber  ist 
diese  Gefahr  auch  dann  nicht  ausgeschlossen,  wenn  die 
Vermögenssteuer  in  einer  Summe  zu  entrichten  ist,  wobei 
der  Eigentümer  den  hiezu  erforderlichen  Betrag  sich  im 
Wege  eines  Darlehens  beschafft.  Auch  in  diesem  Falle  muss 
er  sich  ja  verpflichten,  eine  längere  Zeit  hindurch  Zinsen 
und  Amortisation  zu  bezahlen,  ja  seine  Lage  verschlechtert 
sich  dabei,  denn  angesichts  des  Umstandes,  dass  ein  Teil 
der  Besitzer  die  Vermögenssteuer  doch  in  Barem  bezahlt, 
wird  die  Rente,  welche  die  Immobilien  der  Hypothekar- 
schuldner belastet,  auf  die  Gestaltung  des  Marktpreises  nicht 
unbedingt  einen  ausschlaggebenden  Einfluss  ausüben.  Jeden- 
falls wäre  im  späteren  Wettbewerbe  jener  Immobilienbesitzer, 
den  keinerlei  Vermögenssteuer  belastet,  ärger  daran  als  jener 
andere,  der  aus  seinem  Einkommen  einen  bestimmten  Betrag 
zu  entrichten  hat. 

6.  Kritik  aus  dem  Gesichstpunkte  der  Bank. 

Für  die  zu  errichtende  Notenbank,  welche  die  Ver- 
mögensablösungsrente kapitalisieren  und  das  Kapital  auf 
Grund  der  Zession  des  Immobilienbesitzers  dem  Staat  aus- 
zahlen v/ürde,  bildet  diese  Tätigkeit  den  sichersten  Geschäfts- 
zweig. Sie  hätte  fast  gar  kein  Risiko,  da  die  Rente  nur  etwa 
20%  der  Realität  in  Anspruch  nimmt ;  es  ist  daher  undenkbar, 
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dass  der  Ertrag  der  Liegenschaft,  der  in  seiner  Gänze  und 
in  erster  Reihe  als  Deckung  für  die  Forderung  der  Noten- 
bank zu  dienen  hat,  nicht  einmal  die  Zinsenlast  eines  Fünftels 
des  Wertes  vertragen  sollte.  Die  zu  Gunsten  der  Notenbank 
gesetzlich  sicherzustellende  Priorität  würde  nur  die  anderen 
Gläubiger  bez.  deren  Hypothekarforderungen  einigermassen  in 
den  Hintergrund  drängen,  was  aber  in  der  Praxis  keine 
Gefahr  bedeutet,  v/eil  bei  der  Festsetzung  der  den  Hypothekar- 
forderungen im  Range  vorangehenden  Rente  die  Zinsenlast 
der  intabulierten  Schulden  in  Betracht  gezogen  wird,  so  dass 
die  Rente  der  Zinsenlast  der  sonstigen  Hypothekarschulden 
dejure  zwar  vorangeht,  ohne  indes  deren  Eintreibbarkeit  zu 
gefährden,  da  diese  Zinsenbeträge  bei  der  Festsetzung  der 
Steuer  in  Kalkül  gezogen  würden.  Im  übrigen  dürfen  wir 
nicht  vergessen,  welche  Verluste  die  Besitzer  von  Kriegs- 
anleiherenten zufolge  der  valutarischen  Krise  erlitten  haben 
und  der  Staat  hat  wahrlich  keinen  Anlass,  die  Gläubiger  der 
Pfandbrief-Emissionsbanken  mehr  zu  schützen  als  seine 
eigenen  Gläubiger,  die  Besitzer  von  Kriegsanleiherenten. 

Die  Kapitalisierung  der  Renten,  die  Einhebung  der 
Jahreszinsen  erfordert  keine  grösseren  Ausgaben,  so  dass 
dies2  Geschäftstätigkeit  für  die  Bank  eine  unbedingt  lukrative 
wäre.  Die  emittierten  Banknoten  würden  auf  einem  grossen 
Gebiete  zirkulieren,  ein  beträchtlicher  Teil  derselben  würde 
daher  nie  zur  Einlösung  kommen,  was  der  Notenbank  ein 
ziemlich  grosses  zinsenfreies  Kapital  sichert.  Natürlich  würden 
die  interessierten  Staaten  an  dem  Ergebnisse  des  Bankgeschäftes 
im  Verhältnisse  der  in  Anspruch  genommenen  Kredite  —  im  V/ege 
einer  entsprechenden  Regelung  dieser  Frage  —  partizipieren. 

7.  Kritik   aus   dem  Gesichtspunkte  der  Volksvi^irtschaft 
im  Allgemeinen. 

Wir  wollen  nun  untersuchen,  was  das  Erscheinen  der 
neuen  Banknote  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Handels  bedeuten 
würde.  Der  Handel  hätte  zunächst  einen  neuen  Wertmesser, 
u.  z.  einen,  der  nicht  labil  ist.  Vom  Standpunkte  des  Handels 
ist  dies  das  Wichtigste,  denn  der  Handel  schmiegt  sich  jedem 
Gelde  an,  dem  höchstwertigen  ebenso,  wie  dem  ganz  gering- 
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wertigen.  Er  verirägt  dagegen  kein  Geld,  dessen  Wert  kein 
stabiler  ist,  das  mithin  die  eine  Grundlage  des  Handels  bil- 
dende Kalkulation  unmöglich  macht.  Die  neue  Valuta  würde 
den  Handel  von  der  Last  vieler  Jahre  befreien  und  ihm  die 
Wiedereinnahme  seinesPlatzes  im  Wirtschaftsleben  ermöglichen. 
Es  ist  dies  ein  Interesse  nicht  al'ein  der  Kaufleute,  sondern 
auch  des  Konsums,  der  dank  dem  sich  mit  einem  soliden 
kleinen  Nutzen  begnügenden  Handel  die  nötigen  Güter  billiger 
erhalten  würde  als  dies  jetzt  der  Fall  ist,  weil  die  Vermittlung 
derselben  in  die  Hände  des  illegitimen  Handels,  des  Schieber- 
tums,  geraten  ist.  Eine  Wiedereinsetzung  des  legitimen  Handels 
in  seine  Rechte  würde  auch  die  Produktion  wesentlich  heben, 
zumal  der  Rückgang  derselben  grossenteils  dadurch  herbei- 
geführt wurde,  dass  sie  die  nötigen  Materialien  und  Werkzeuge 
nicht  zu  entsprechenden  Preisen  erhalten  konnte  und  dass  die 
Produzenten  angesichts  der  fortwährenden  Preisschwankungen 
sich  nicht  getrauten,  selbst  die  nötigsten  Investitionen  vorzu- 
nehmen. 

Das  Erscheinen  der  neuen  Valuta  würde  das  heutige 
Bild  des  Konsums  ebenfalls  ändern.  Unter  den  herrschenden 
Verhältnissen  geben  die  Klassen,  die  über  einen  grossen 
Barbesitz  verfügen,  das  Geld  mit  vollen  Händen  aus,  weil 
sie  der  Ansicht  sind,  es  lohne  sich  nicht,  sparsam  zu  leben 
und  auf  einen  Teil  ihrer  Ansprüche  zu  verzichten,  wodurch 
ihnen  nur  mehr  von  dem  Gelde  verbliebe,  von  dem  sie 
gerade  genug  haben.  So  wie  aber  das  neue  Geld  im  Wirt- 
schaftsleben erscheint,  tritt  ein  wesentlicher  Wandel  in  der 
Lage  jener  Kriegsreichen  ein,  welche  dank  den  im  Kriege 
leichtfertig  emittierten  Notenmilliarden  eine  so  exzessive  Kauf- 
kraft erlangt  haben.  Die  aus  dem  Auslande  eingeführten 
Güter,  wie  überhaupt  die  im  Wege  der  Arbeit  hergestellten 
Produkte  Hessen  sich  dann  kaum  anders  als  für  Donaufranken 
erwerben,  von  welchen  niemand  einen  Vorrat  hätte,  ja  es 
wäre  nicht  einmal  möglich,  plötzlich  eine  unverhältnismässig 
grosse  Menge  Donaufranken  zu  erwerben,  weil  diese  nur 
gegen  den  vollen  Gegenwert  zu  haben  wären.  Die  Sparsam- 
keit, diese  Vorbedingung  der  finanziellen  Sanierung,  würde 
plötzlich  zu  neuem  Leben  erwachen.  Es  wäre  gar  nicht  nötig, 
den  Verbrauch  von  Elektrizität,  Gas,  Wasser  etc.  im  Vcrord- 
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nungswege  einzuschränken,  denn  die  in  Donaufranken  zahl- 
baren Preise  würden  die  Leute  zur  Sparsamkeit  zwingen,  ja 
wir  würden  sogar  der  Lösung  des  Wohnungsproblems  näher 
kommen :  heute  klammert  sich  nämlich  jedermann  krampfhaft 
an  seine  aus  der  Friedenszeit  herrührende  Wohnung  (obschon 
man  alle  sonstigen  Ansprüche  herabgeschraubt  hat),  was  man 
in  der  Erwägung  tut,  dass  der  Verzicht  auf  1 — 2  Zimmer 
nur  eine  geringe  Ersparnis  bedeuten  würde ;  hingegen  würden 
die  in  Donaufranken  zahlbaren  Mietzinse  die  Wohnungsan- 
sprüche mit  den  übrigen  —  so  sehr  herabgesetzten  —  An- 
sprüchen in  Einklang  bringen. 

Die  neue  Valuta  würde  die  Lage  der  Beamten  und 
Arbeiter  wesentlich  verbessern,  eine  Lage,  die  eigentlich  nicht 
einmal  so  sehr  durch  die  hohen  Preise  als  durch  den  Um- 
stand zu  einer  so  drückenden  gestaltet  wird,  dass  die  Kriegs- 
milliardäre gegenüber  den  Fixbesoldeten  eine  solche  Über- 
legenheit der  Kaufkraft  erlangt  haben,  welche  die  Fixbesol- 
deten aus  dem  Wettbewerb  um  die  Güter   völlig  verdrängt. 

8.  Vorübergehende   Nachteile. 

Es  ist  ein  allgemein  gültiger  Satz,  dass  das  Zirkulieren  von 
zweierlei  Geld  im  Wirtschaftsleben  zu  Störungen  führt.  Diese 
Störungen  wären  allerdings  auch  in  unserem  Falle  nicht  zu 
vermeiden,  immerhin  aber  wäre  die  Lage  eine  beträchtlich 
bessere,  als  die  gegenwärtige,  da  die  Leute  für  das  in  Zir- 
kulation befindliche  eine  Geld  Pfunde  und  Dollars  kaufen 
und  ihr  Vermögen  in  diese  Valuten  stecken  und  der  aus- 
ländische Handel  seine  Abschlüsse  schon  an  die  Bedingung 
zu  knüpfen  beginnt,  dass  der  Kaufpreis  in  des  Verkäufers 
der  Valuta  zahlbar  ist.  Die  Gegner  der  Doppelvaluta  verweisen 
gewöhnlich  auf  das  Gesetz  Greshams,  gemäss  welchem  in 
Ländern,  wo  zweierlei  Geld  zirkuliert,  das  schlechte  Geld 
das  gute  verdrängt,  weil  jeder  nach  dem  Besitz  des  guten 
Geldes  trachtet,  das  er  verbirgt,  so  dass  nur  das  schlechte  Geld 
im  Verkehr  bleibt.  Mit  diesem  Gesetz  verhält  es  sich  wie  mit 
den  meisten  allgemeinen  Wahrheiten.  Es  wird  häufig  zitiert 
und  in  allen  Fällen  gleichmässig  angewendet,  was  aber  un- 
richtig ist.  Das   Gesetz   Greshams   könnte   im   vorliegenden 
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Falle  keineswegs  eine  die  Lage  verschärfende  Anwendung 
finden,  denn  was  würde  sich  eigentlich  im  Wirtschaftsleben 
ereignen,  wenn  neben  der  Kronenwährung  die  neue  Valuta 
erschiene  ?  Laut  dem  Gesetz  Greshams  wäre  jedermann  be- 
strebt, in  den  Besitz  des  neuen  Geldes  zu  gelangen.  Dies 
wäre  auch  hier  der  Fall  und  es  würde  eine  Steigerung  der  Pro- 
duktion, eine  grosse  Sparsamkeit  im  Verbrauche  der  produ- 
zierten Güter  Platz  greifen,  um  mehr  Donaufranken  er- 
werben und  ersparen  zu  können.  Bisher  wäre  alles  in  Ord- 
nung. Die  schlechte  Kronennote  käme  aus  ihrem  Versteck, 
dem  Spind  und  dem  Strohsack,  zum  Vorschein,  weil  jeder- 
mann befürchten  würde,  dass  die  Kronennote  mit  der  Zeit 
ganz  aus  dem  Verkehr  gezogen  werden  wird.  Auch  dies 
wäre  kein  Nachteil,  wenn  v/ir  erwägen,  dass  die  heutige 
Finanzlage  hauptsächlich  unter  dem  Drucke  jener  Banknoten- 
massen leidet,  die  nie  zum  Vorschein  kommen,  daher  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Verkehrs  nicht  existieren  und  Geld- 
knappheit verursachen,  hingegen  bei  der  Produktion  und  der 
Preisbildung  die  Rolle  des  Geldes  spielen  (sind  sie  doch 
vorwiegend  im  Besitze  von  Produzenten),  so  dass  sich  die 
Preisbildung  nach  der  Menge  des  schlechten  Geldes  richtet, 
d.  i.,  so,  als  ob  eine  Geldfülle  bestünde. 

Es  vv'äre  nicht  nötig,  ja  nicht  einmal  zulässig,  dass  der 
Staat  ein  offizielles  Wertverhältnis  zwischen  den  beiden 
Geldern  festsetze,  denn  dies  müsste  dem  freien  Walten  des 
Wirtschaftslebens  überlassen  werden.  Ohnehin  kann  der  Staat 
die  Gestaltung  dieses  Wertverhältnisses  durch  seine  Steuer- 
politik beeinflussen,  inde.m  er  durch  Bemessung  der  Steuern 
eine  Kronennachfrage  hervorruft,  als  deren  Folge  sich  ein 
Wert  herausbildet,  bei  welchem  die  Kronenbesitzer  nicht 
schwerer  belastet  erscheinen  als  die  Besitzer  sonstigen  Ver- 
mögens. Gewiss  wird  die  Kronennote  im  Verhältnis  zu  dem 
durch  die  Donaufranken  hervorgerufenen  Preisniveau  im 
Endergebnisse  ziffernmässig  an  V/ert  eingebüsst  haben, 
aber  dieser  Verlust  ist  ja  auch  heute  vorhanden,  nur  kommt 
er  nicht  im  Nominalwert  der  Banknote,  sondern  im  Preise 
des  dafür  käuflichen  Gutes  zum  Ausdruck. 

Meiner  Überzeugung  nach  würden  bei  dem  Übergange 
zur  neuen  Valuta  die  Kronennotcnbcsitzer  auch  dann  besser 
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fahren,  wenn  sie  ihr  Geld  im  freien  Verkehr  jgegen  Donau- 
franken umtauschten,  weil  die  Kronennote  unter  geregelten 
finanziellen  Verhältnissen  sich  bis  zur  Höhe  ihres  inneren 
Wertes  bessern  wird,  wogegen  der  Kronenbesitzer,  der  sein 
Geld  heute  gegen  Dollare  oder  Franken  umtauschen  will, 
sich  hiebei  der  ausländischen  Beurteilung  des  Kronenwertes 
fügen  muss.  Bei  dieser  grossen  Umwälzung  gilt  es  natürlich 
alle  Einzelheiten  zu  beachten,  weil  es  ganz  auf  deren  geschickte 
Lösung  ankommt.  Es  geht  nicht  an,  den  gordischen  Knoten 
brutal  entzwei  zu  hauen,  indem  man  die  kleinen  Kapitalisten 
ignoriert.  Eine  besondere  Beachtung  müsste  den  Spareinlagen 
zugewendet  werden,  für  die  spezieile  Regeln  erforderlich  sind, 
je  nach  ihrer  Höhe  und  der  Zeit  ihrer  Deponierung.  Spezielle 
Regeln  erfordert  auch  der  etwaige  Kronenbanknotenbesitz 
der  Fixbesoldeten,  welchen  dieselben  Vorteile  zu  sichern  sind, 
als  ob  sie  ihr  Vermögen  in  anderen  Werten  angelegt  hätten. 
Es  sind  dies  gewiss  keine  geringen  Schwierigkeiten,  die  aber 
überwunden  werden  können,  nur  müssen  wir  uns  gegenwärtig 
halten,  dass  die  heutige  Lage  die  schlimmste  ist,  aus  der  wir 
um  jeden  Preis  einen  Ausweg  suchen  müssen. 


IN  WELCHEM  FALLE  DÜRFEN  WIR 
DIE  NEUE  VALUTA  NICHT  JETZT  SCHAFFEN? 

Die  Schaffung  der  neuen  Valuta,  namentlich  ihre  Koni- 
binierung  mit  einer  grossen  Vermögenssteuer,  beruht  auf  der 
Voraussetzung,  dass  der  betreffende  Staat  den  ernsten  Willen 
zum  Übergang  auf  die  Normalwirtschaft  hat. 

Die  Valutaregulierung  ist  nämlich  nicht  bloss  an  solche 
Voraussetzungen  geknüpft,  ohne  die  das  Werk  nicht  vollbracht 
werden  kann,  sondern  auch  an  solche,  ohne  die  wir  gar 
nicht  ans  Werk  gehen  dürfen,  weil  die  gebrachten  grossen 
Opfer  vergebliche  wären. 

Eine  solche  unerlässliche  Hauptbedingung  der  Arbeit 
ist  der  feste  Entschluss,  unsern  Staatshaushalt  zu  einem 
normalen  zu  gestalten.  Fehlt  diese  Absicht  oder  fehlt  die 
zur  Verwirklichung  derselben  erforderliche  Willensenergie, 
so  bildet  die  Valutaregulierung,  bez.  die  Lösung  des  Ver- 
mögenssteuerproblems in  diesem  Rahmen  lediglich  eine 
neue  ausserordentliche  Einnahmsquelle  für  den  Staat.  Dies 
wäre  aber  von  verhängnisvoller  Wirkung,  denn  der  Staat 
würde  das  ihm  durch  die  Valutaregulierung  gebotene  Geld 
gierig  aufsaugen,  dann  aber,  nach  Absorbierung  des  Geldes, 
geriete  er  in  die  fürchterlichste  Lage,  denn  es  würden  ihm 
die  Mittel  und  die  Wege  fehlen,  abermals  zu  Geld  zu 
gelangen.  Vergeblich  würde  er  Staats-  oder  Banknoten 
drucken  lassen,  das  Publikum  würde  diese  unter  keinen  Um- 
ständen annehmen,  ja  es  würde  sein  Vertrauen  dem  Staate 
auch  auf  anderen  Gebieten  entziehen.  Auch  eine  neuerliche 
Besteuerung  in  grösserem  Stile  könnte  der  Staat  nicht  durch- 
führen, weil  die  Vermögenskraft  der  Bevölkerung  in  Ver- 
bindung mit  der  Valutaregulierung  ohnehin  bis  zur  äussersten 
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Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  in  Anspruch  genommen 
worden  ist.  Vergeblich  würde  der  Staat  versuchen,  die  in 
Donaufranken  entstandenen  Vermögen  zu  besteuern,  es 
stünden  ihm  keinerlei  technische  Mittel  hiefür  zu  Gebote, 
weil  die  neue  Notenbank  natürlich  allen  Versuchen,  welche 
den  Verkehr  der  Donaufranken  irgendwie  einzuschränken 
oder  zu  belasten  geeignet  wären,  Widerstand  entgegen- 
setzen würde. 

All  dies  müssen  wir  im  voraus  wissen  und  in  Betracht 
ziehen  und  wir  dürfen  nur  in  dem  Falle  ernstlich  an  eine 
Lösung  der  Valutafrage  im  Sinne  des  unterbreiteten  Vor- 
schlages herantreten,  wenn  wir  zugleich  auch  das  die  Valuta- 
regulierungsaktion ergänzende  Wirtschaftsprogramm  ent- 
werfen, dessen  einzelne_Punkte  die  folgenden  sind: 

Die  unter  dem  Titel  von  Vermögenssteuern  einf  liessenden 
Gelder  dürfen  nur  zu  lukrativen  Investitionen  verwendet  werden, 
was  natürlich  in  erster  Reihe  eine  Vereinfachung  der  staat- 
lichen Administration  bedingt.  In  allen  Nachfolgerstaaten 
können  wir  heute  eine  Hypertrophie  des  Verwaltungsapparates 
beobachten,  der  in  jedem  Staate  einzeln  genommen  in  Bezug 
auf  die  Anzahl  der  staatlichen  Angestellten  ebenso  gross  ist, 
wie  er  ehedem  in  der  ganzen  Monarchie  war.  Diese  Erschei- 
nung hat  in  jedem  einzelnen  Staate  eine  andere  Ursache 
und  diese  Gestaltung  der  Lage  lässt  sich  auch  in  fast  jedem 
Staate  erklären,  doch  ist  es  schon  hoch  an  der  Zeit,  diese 
durch  die  Politik  hervorgerufenen  und  aus  diesem  Gesichts- 
punkte erklärlichen  krankhaften  Zustände  den  Anforderungen 
des  Wirtschaftslebens  anzupassen.  In  Ungarn  ist  z.  B.  die 
Grösse  des  Verwaltungsapparates  u.  a.  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  auf  den  uns  entrissenen  Gebieten  befindlichen 
Beamten  durch  die  neue  Staatsgewalt  nicht  toleriert  wurden, 
oder  diese  Beamten  sich  in  die  neue  staatliche  Ordnung 
nicht  einfügen  wollten,  so  dass  allmählich  die  ganze  Beamten- 
schaft des  alten  Ungarn  in  Budapest  konzentriert  wurde. 
Der  ungarische  Staat  zählt  heute  ebensoviele  Beamte,  wie 
zur  Zeit,  als  diese  die  Verwaltung  eines  Staates  mit 
20  Millionen  Einwohnern  zu  versehen  hatten. 

Die  Unhaltbarkeit  dieses  Zustandes  ist  in  Ungarn  jeder- 
mann klar,  doch  war  eine  Abhilfe  bisher  nicht  möglich,  weil 
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es  für  die  überflüssigen  Beamten  keine  Placierungsmöglichkeit 
gab;  andererseits  aber  geht  es  nicht  an,  diese  Angelegenheit 
ohne  Rücksicht  auf  die  sozialen  Gesichtspunkte  lediglich  als 
eine  wirtschaftliche  Frage  zu  behandeln.  Sollte  es  aber  Ungarn 
gelingen,  in  Verbindung  mit  der  Valutaregulierung  die  staat- 
liche Ordnung  auf  festere  wirtschaftliche  Grundlagen  zu  legen, 
so  wird  die  Unterbringung  der  Beamten  an  entsprechenden 
Produktionsstätten  auf  keine  unüberwindlichen  Hindernisse 
stossen.  Wir  dürfen  eben  nicht  vergessen,  dass  die  Beamten- 
schaft der  höheren  Intelligenz  angehört  und  dass  der  Intellekt 
in  allen  Zweigen  der  produktiven  Arbeit  viele  Vorteile  sichert. 
Es  ist  ein  grosser  Irrtum  zu  glauben,  der  Richter  oder  der 
Professor  sei  unzertrennlich  an  seinen  Schreibtisch  gebunden. 
Zahllose  Beispiele  beweisen,  dass  jene  Beamten,  die  dank 
einer  günstigen  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  der  Industrie 
oder  Landwirtschaft  Unterkunft  fanden,  voll  und  ganz  ihren 
Mann  gestellt  und  eine  musterhafte  wirtschaftliche  Tätigkeit 
entwickelt  haben.  Wenn  der  ungarische  Staat  eine  derartige 
Lösung  der  Beamtenfrage  bisher  nicht  versucht  hat,  so  ist  dies 
darauf  zurückzuführen,  dass  er  inmitten  der  politischen  Wirren 
noch  nicht  die  Müsse  gefunden  hat,  sich  der  Lösung  wirtschaft- 
licher Probleme  zuzuwenden ;  auch  fehlte  ihm  die  materielle 
Kraft,  ohne  die  eine  solche  Aktion  nicht  in  Angriff  genommen 
werden  kann.  Wenn  der  Staat  nämlich  den  Beamten  die 
Möglichkeit  des  Übertrittes  in  ein  industrielles  oder  landwirt- 
schaftliches Fach  blos  in  der  Theorie  gewährt,  so  werden  diese 
Beamten  die  unzufriedenste  Klasse  des  Landes  bilden,  weil 
sie  den  erwähnten  Übertritt  nicht  vollziehen  können.  Der  Staat 
muss  die  Verwirklichung  dieses  Wandels  in  die  Wege  leiten, 
d.  i.  Mittel  und  Wege  finden,  die  den  auf  der  Beamtenlaufbahn 
überflüssig  gewordenen  Männern  eine  ihrer  Individualität 
entsprechende  Unterkunft  sichern.  Ein  Staat,  dem  die  materielle 
Kraft  für  ein  wcitausholendes  Programm  fehlt,gleicht  dem  im  Netz 
eines  Wucherers  zappelnden  Schuldner,  dessen  ganzes  Ein- 
kommen durch  die  Wucherzinsen  verschlungen  wird,  während 
er  im  Besitze  von  nur  etwas  mehr  Geld  in  die  Lage  käme, 
die  Schuld  bei  einer  soliden  Bank  zu  konvertieren  und  binnen 
kurzer  Zeit  zu  amortisieren.  Auch  der  ungarische  Staat  war 
bisher  in  solch  bedrängter  Lage:    er  war  gezwungen,    den 
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früheren  Beamtenstatus  aufrecht  zu  erhalten  und  Milliarden 
für  diesen  Zweck  zu  verwenden,  obschon  es  zweifellos  ist, 
dass  er  eine  so  grosse  Anzahl  von  Angestellten  nicht  benö- 
tigt; trotzdem  musste  er  diesen  Zustand  fortfristen,  weil  er 
nicht  in  der  materiellen  Lage  war,  eine  radikale  Lösung 
durchzuführen.  Wenn  der  Stiat  im  Laufe  der  Valutaregulierung 
durch  eine  entsprechende  Lösung  des  Vermögenssteuerproblenis 
sich  finanziell  kräftigt,  so  wird  er  in  die  Lage  kommen,  jene 
unerlässliche  Arbeit  in  Angriff  zu  nehmen,  die  darin  besteht, 
die  infolge  der  obberührten  Umstände  Überzähligen  des  Be- 
amtenstatus, welche  auf  der  Beamtenlaufbahn  einer  produktiven 
Arbeit  nicht  zugezogen  werden  können,  auf  ein  Feld  produk- 
tiven Wirkens  hinüberzuleiten.  Das  hiezu  erforderliche  Geld 
wäre  beileibe  kein  verlorenes,  denn  diese  Opfer  werden  den 
in  fruchtbringender  Arbeit  beschäftigten  Beamten  die  Ge- 
legenheit bieten,  binnen  kurzer  Zeit  wertvolle,  produktive 
Arbeit  für  das  Land  zu  leisten. 

Die  sozialen  Schwierigkeiten  dieser  Frage  sollen  uns 
keineswegs  abschrecken.  Freilich  wird  ein  grosser  Teil  der 
Beamten  nur  unwillig  aus  seinem  gewohnten  Milieu  schei- 
den, aber  dieses  auf  Gewohnheit  beruhende  Vorurteil  muss 
eben  bekämpft  werden,  zumal  ja  die  Beamten  alsbald  er- 
kennen werden,  dass  sie  an  Stelle  des  heutigen  kümmer- 
lichen Vegetierens  in  Verhältnisse  gelangen,  die  ihnen  einen 
bessern  Lebensstandard  sichern ;  dann  aber  werden  sie  sich 
keineswegs  an  die  heutige  Lage  klammern,  deren  Unhalt- 
barkeit  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Staates  ihnen  ohnehin 
offenbar  geworden  ist, 

Mit  Hilfe  des  durch  die  Valutaregulierung  zu  gewin- 
nenden Geldes  müsste  die  Produktion  gesteigert,  der  dar- 
niederliegende Eisenbahnverkehr  gebessert  und  der  Buda- 
pester Donauhafen  ausgebaut  werden.  Letzterer  hat  aus  dem 
Gesichtspunkte  aller  Donaustaaten  grosse  Bedeutung,  nament- 
lich die  Lage  Ungarns  wird  sich  aber  durch  einen  solchen 
Ausbau  ganz  besonders  bessern. 

Die  Einzelheiten  des  durch  den  Staat  zu  verwirk- 
lichenden Programms  sind  in  jedem  einzelnen  Staate  andere, 
weil  auch  die  Entwicklungsmöglichkeiten  in  den  einzelnen 
Staaten  verschiedene  sind.  Die  Hauptsache  wäre,  das  Wirt- 
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Schaftsprogramm  ernstlich  in  Angriff  zu  nehmen,  wobei 
kein  Staat  darauf  ausgehen  soll,  seinen  Nachbar  zu  benach- 
teiligen, sondern  nur  seine  eigene  Kräftigung  anzustreben 
hätte.  Es  soll  endlich  mit  der  Ideologie  aufgeräumt  werden, 
der  Friede  sei  nichts  anderes,  als  eine  Fortsetzung  des 
Kampfes  mit  anderen  Waffen,  und  eine  Schwächung  des 
Nachbars  ein  eminentes  Interesse  des  Landes. 

Jeder  einzelne  Staat  muss  sich  gegenwärtig  halten,  dass 
der  Krieg  im  Verein  mit  den  seither  eingetretenen  ausserordent- 
liclien  Ereignissen  die  gesammte  Volkswirtschaft  Europas  unter- 
graben hat  und  dass  die  letzte  Stunde  gekommen  ist,  den 
vollständigen  Ruin  abzuwenden.  Dies  erfordert  natürlich 
eine  von  der   Politik  unabhängige  emsige   Wirtschaftsarbeit. 

Die  noch  zur  Verfügung  stehende  Zeit  ist  eine  nicht 
gerade  lange  und  wir  dürfen  sie  nicht  unausgenützt  verstreichen 
lassen.  Wenn  der  Staat  mit  fester  Konsequenz  dem  Ziel  zustrebt, 
so  kann  der  Erfolg  nicht  ausbleiben.  Wenn  aber  der  eine 
oder  andere  Staat  sich  nicht  kräftig  genug  fühlt,  den  Kampf 
um  diese  strenge  wirtschaftliche  Ordnung  auszufechten,  so 
darf  er  den  Weg  der  Reform  gar  nicht  betreten,  weil  er 
diese  nur  diskreditieren  würde.  Freilich  fragt  es  sich,  was 
dann  aus  dem  Staat  werden  soll,  wohin  die  heutige  Wirt- 
schaftspolitik, die  mit  der  Notenpresse  arbeitet  und  alle 
Kräfte  der  Bevölkerung  den  laufenden  Ausgaben  opfert, 
führen  soll  ? 

Es  war  zur  Zeit  der  Revolutionen,  die  den  Krieg  abge- 
schlossen haben,  als  ich  mit  meinem  Standpunkt  zuerst  vor 
die  Öffentlichkeit  trat;  seither  habe  ich  in  meinen  sämt- 
lichen Schriften  und  Vorlesungen  diesen  Standpunkt  ver- 
fochten und  festgestellt,  dass  die  versäumte  Zeit  unsere  Lage 
nur  verschlechtert  hat.  Leider  war  die  politische  Atmosphäre 
der  europäischen  Staaten  Jahre  hindurch  eine  solche,  welche 
die  meinerseits  propagierte  schaffende  Arbeit  nicht  begünstigt 
hat.  Es  ging  denn  auch  bergab  mit  uns  allen.  Neuestens  ist 
indes  eine  erfreuliche  Änderung  zu  beobachten  und  der  Nebel, 
der  den  Blick  der  Völker  getrübt  hat,  beginnt  sich  zu  lösen. 
Die  volksv/irtschaftiiche  Erkenntnis  ist  in  allen  Ländern 
schon  so  weit  gediehen,  dass  überall  eine  gleichartige  Beur- 
teilung   der    gegebenen    Lage    durchgedrungen   ist   und  alle 


46 


Volkswirte  sind  einig  darin,  dass  der  Krankheitserreger  des 
wirtsciiaftiichen  Siechtums  Europas  in  der  valutarischen  Krise 
der  Donaustaaten  liegt,  einer  Kiise,  der  nur  mittels  eines 
beherzten  Eingriffs  beizukommen  ist.  Gewiss  ist  die  Heilung 
heute  eine  schwierigere,  als  sie  vor  ein  oder  zwei  Jahren 
gewesen  wäre.  Nach  den  begangenen  Versäumnissen  dürfen 
wir  nicht  weiter  zögern,  denn  jeder  weitere  Tag  des  untätigen, 
Zuwartens  kann  die  Lage  nur  noch  mehr  verschlimmern. 
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